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Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Ersten Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) vom 24. Juli 1973 
- Erstes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG — 

A. Zielsetzung 

Durch das Gesetz sollen die Bestimmungen der Richtlinien des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Juli 1973 über 
die Schaden-Direktversicherung in das deutsche Versicherungs-
aufsichtsrecht übernommen werden. 

B. Lösung 

Das für private Versicherer und öffentlich-rechtliche Wettbe-
werbs-Versicherungsunternehmen geltende Versicherungsauf-
sichtsrecht wird entsprechend geändert. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die erweiterten Aufgaben des Bundesaufsichtsamts für das Ver-
sicherungswesen erfordern zusätzliche jährliche Ausgaben des 
Bundes in Höhe von 

— rd. 350 000 DM für Personalausgaben, 

— rd. 40 000 DM für sächliche Verwaltungsausgaben. 

Außerdem sind einmalige Kosten für Investitionen in Höhe von 
rd. 25 000 DM erforderlich. 

Diese Kosten werden dem Bund zu 90 vom Hundert von den 
Versicherungsunternehmen erstattet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/2) - 560 02 - Ve 18/75 

Bonn, den 26. Mai 1975 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Ersten Richtlinie des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme der 
Lebensversicherung) vom 24. Juli 1973 - Erstes Durchführungsgesetz/ 
EWG zum VAG - mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 418. Sitzung am 11. April 1975 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzent-
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Ersten Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) vom 24. Juli 1973 
- Erstes Durchführungsgesetz/EWG zum VAG - 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen vom 6. Juni 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 315, 750), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunter-
nehmungen vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetz-
bl. I S. 3693), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 werden die Absätze 2 bis 5 durch fol-
gende neue Absätze 2 und 3 ersetzt: 

„ (2) Für Unternehmungen, die ausschließlich 
die Rückversicherung betreiben und nicht die 
Rechtsform eines Versicherungsvereins auf Ge-
genseitigkeit haben, gelten nur die §§ 55 bis 
59, 83, 84 Abs. 1 Satz 2, 3, Abs. 3, §§ 101 bis 
103, 137, 138, 146 und 150. § 2 gilt entsprechend. 

(3) Der Aufsicht nach diesem Gesetz unter-
liegen nicht 

1. Personenvereinigungen, die ihren Mitglie-
dern, ohne daß diese einen Rechtsanspruch 
haben, Unterstützungen gewähren, insbe-
sondere die Unterstützungseinrichtungen 
und Unterstützungsvereine der Berufsver-
bände; 

2. rechtsfähige Zusammenschlüsse von Indu-
strie- und Handelskammern mit Verbänden 
der Wirtschaft, wenn diese Zusammen-
schlüsse den Zweck verfolgen, die Versor-
gungslasten, die ihren Mitgliedern aus Ver-
sorgungszusagen erwachsen, im Wege der 
Umlegung auszugleichen, und diese Zusam-
menschlüsse ihre Rechtsfähigkeit durch 
staatliche Verleihung erlangt haben; 

3. nichtrechtsfähige Zusammenschlüsse von Ge-
meinden und Gemeindeverbänden, soweit 
sie bezwecken, durch Umlegung Schäden 
folgender Art aus Risiken ihrer Mitglieder 
und solcher zur Erfüllung öffentlicher Auf-
gaben betriebener Unternehmungen auszu-
gleichen, an denen ein oder mehrere kom-
munale Mitglieder mit mindestens 50 vom 
Hundert beteiligt sind: 

a) Schäden, für welche die Mitglieder oder 
ihre Bediensteten auf Grund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen von Dritten ver-
antwortlich gemacht werden können, 

b) Schäden aus der Haltung von Kraftfahr-
zeugen, 

c) Leistungen aus der kommunalen Unfall-
fürsorge." 

2. .§ 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als Bestandteil des Geschäftsplans 
sind insbesondere einzureichen 

1. die Satzung, 

2. die Allgemeinen und Besonderen Ver-
sicherungsbedingungen sowie die fach-
lichen Geschäftsunterlagen, soweit solche 
nach der Art der Versicherungen erfor-
derlich sind." 

b) Folgende Absätze 4 bis 7 werden angefügt: 

„ (4) Zusätzlich sind einzureichen 

1. Angaben über die beabsichtigte Rück-
versicherung, 

2. eine Schätzung der für den Aufbau der 
Verwaltung und des Vertreternetzes er-
forderlichen Aufwendungen ;  die Unter-
nehmung hat nachzuweisen, daß die da-
für erforderlichen Mittel (Organisations-
fonds) zur Verfügung stehen. 

(5) Die Vorlage der Versicherungsbedin-
gungen und Tarife entfällt für die in der 
Anlage Teil A Nr. 4 bis 7 und 12 genannten 
Versicherungssparten sowie für die in der 
Anlage Teil A Nr. 10 Buchstabe b genann-
ten Risiken; die Vorlage der Tarife entfällt 
für die in der Anlage Teil A Nr. 14 und 15 
genannten Versicherungssparten. 

(6) Im Rahmen des Geschäftsplans ist 
nachzuweisen, daß Eigenmittel in Höhe des 
Garantiefonds (§ 53 d Abs. 2) zur Verfügung 
stehen. Ihre Zusammensetzung ist darzule-
gen. Zusätzlich sind für die ersten drei Ge-
schäftsjahre Schätzungen vorzulegen über 
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die Provisionsaufwendungen und die son-
stigen laufenden Aufwendungen für den 
Versicherungsbetrieb, die voraussichtlichen 
Beiträge, die voraussichtlichen Aufwendun-
gen für Versicherungsfälle und die voraus-
sichtliche Liquiditätslage. Dabei ist darzule-
gen, welche finanziellen Mittel voraussicht-
lich zur Verfügung stehen werden, um die 
Verpflichtungen aus den Verträgen und die 
Anforderungen an die Kapitalausstattung 
zu erfüllen. 

(7) Absatz 6 gilt nicht für die Lebensver-
sicherung. Für diese bestimmt sich die Höhe 
der erforderlichen finanziellen Mittel nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 2." 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige § 6 wird Absatz 1. Die Worte 
„für den Umfang des Reiches" werden durch 
die Worte „für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes" ersetzt. 

b) Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt: 

„(2) Die Erlaubnis wird für jede Ver-
sicherungssparte gesondert erteilt. Sie be-
zieht sich jeweils auf die ganze Sparte, es 
sei denn, daß die Unternehmung nach ihrem 
Geschäftsplan nur einen Teil der Risiken 
dieser Versicherungssparte decken will. 

(3) Die Erlaubnis kann auch für mehrere 
Versicherungssparten gemeinsam unter Be-
zeichnungen erteilt werden, die in der An-
lage Teil B genannt sind. 

(4) Die für eine oder mehrere Sparten er-
teilte Erlaubnis umfaßt auch die Deckung 
zusätzlicher Risiken aus anderen Versiche-
rungssparten, wenn diese Risiken im Zusam-
menhang mit einem Risiko einer betriebe-
nen Versicherungssparte stehen, denselben 
Gegenstand betreffen und durch denselben 
Vertrag gedeckt werden. Satz 1 gilt nicht für 
die Lebens-, Kranken-, Kredit- und Kau-
tions- sowie die Rechtsschutzversicherung." 

4. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Die Erlaubnis darf nur Aktiengesellschaf-
ten und Versicherungsvereinen auf Gegensei-
tigkeit erteilt werden. 

(2) Versicherungsunternehmungen dürfen ne-
ben Versicherungsgeschäften nur solche Ge-
schäfte betreiben, die hiermit in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen." 

5. In § 8 werden Absatz 1 Nr. 3, Absatz 2 und Ab-
satz 3 Satz 2 aufgehoben. 

6. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

(1) Jede Änderung des Geschäftsplans darf 
erst in Kraft gesetzt werden, wenn sie von der 
Aufsichtsbehörde genehmigt worden ist. Dies 
gilt hinsichtlich der Tarife nur für die Lebens-
versicherung und die in § 12 genannten Ver-
sicherungen. § 8 gilt entsprechend. 

(2) Soll die Geschäftstätigkeit auf andere 
Versicherungssparten oder ein anderes Gebiet 
ausgedehnt werden, so sind hierfür die Nach-
weise gemäß § 5 Abs. 3, 4 und 6 vorzulegen. 
Die Unternehmung hat ferner nachzuweisen, 
daß sie über Eigenmittel in Höhe der Solvabili-
tätsspanne oder des für den neuen Geschäfts-
bereich nach § 53 d Abs. 2 erforderlichen Garan-
tiefonds verfügt, falls dieser höher ist. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für die Lebensver-
sicherung." 

7. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 

(1) Jeder Vertrag, durch den der Versiche-
rungsbestand einer Unternehmung ganz oder 
teilweise auf eine andere Unternehmung über-
tragen werden soll, bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörden, die für die beteiligten 
Unternehmungen zuständig sind. Die überneh-
mende Versicherungsunternehmung muß nach-
weisen, daß sie nach der Übertragung Eigen-
mittel in Höhe der Solvabilitätsspanne besitzt. 
Im übrigen gilt § 8 entsprechend. Die Aufsichts-
behörde hat darauf zu achten, daß die sozialen 
Belange der Beschäftigten der übertragenden 
Unternehmung ausreichend gewahrt sind. Die 
Rechte und Pflichten der übertragenden Unter-
nehmung aus den Versicherungsverträgen 
gehen mit der Bestandsübertragung auf die 
übernehmende Unternehmung über. 

(2) Der Bestandsübertragungsvertrag bedarf 
der Schriftform; § 311 des Bürgerlichen Gesetz-
buches ist nicht anzuwenden. 

(3) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht für die Lebens-
versicherung." 

8. § 23 wird aufgehoben. 

9. § 37 Abs. 2 wird aufgehoben. 

10. Dem § 40 Abs. 1 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Es ist ferner der vollständige Wortlaut der 
Satzung beizufügen; er muß mit der Bescheini-
gung eines Notars versehen sein, daß die ge-
änderten Bestimmungen der Satzung mit dem 
Beschluß über die Satzungsänderung und die 
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unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt 
zum Handelsregister eingereichten vollstän

-

digen Wortlaut der Satzung übereinstimmen." 

11. Nach § 53 a wird folgender § 53 b eingefügt: 

„§ 53b 

Die Aufsichtsbehörde kann kleineren Ver-
einen, die die Lebensversicherung betreiben 
wollen, gestatten, daß die Bildung eines Grün-
dungsstocks unterbleibt, wenn nach der Eigen-
art der Geschäfte oder durch besondere Einrich-
tungen eine andere Sicherheit gegeben ist. Aus 
den gleichen Gründen kann sie gestatten, daß 
keine Verlustrücklage gebildet wird." 

12. In Abschnitt IV erhält die Zwischenüberschrift 
vor § 54 folgende Fassung: 

„1. Kapitalausstattung. Vermögensanlage". 

13. Vor § 54 werden folgende §§ 53 c bis 53 e ein-
gefügt: 

„§ 53c 

(1) Versicherungsunternehmungen sind ver-
pflichtet, zur Sicherstellung der dauernden Er-
füllbarkeit der Verträge Eigenmittel mindestens 
in Höhe der Solvabilitätsspanne zu bilden. Die 
Solvabilitätsspanne bemißt sich entweder nach 
den jährlichen Beiträgen (Beitragsindex) oder 
nach den durchschnittlichen Aufwendungen für 
Versicherungsfälle der letzten drei Geschäfts-
jahre (Schadenindex). Maßgebend ist der je-
weils höhere Index. Bei Unternehmungen, die 
im wesentlichen die Sturm-, Hagel- oder Frost-
versicherung betreiben, sind als Schadenindex 
die durchschnittlichen Aufwendungen für Ver-
sicherungsfälle der letzten sieben Geschäfts-
jahre zugrunde zu legen. 

(2) Für den Beitragsindex werden die im 
letzten Geschäftsjahr ausgewiesenen Brutto-
beiträge einschließlich Nebenleistungen aus 
selbst abgeschlossenem und in Rückdeckung 
übernommenem Versicherungsgeschäft (gesam-
tes Versicherungsgeschäft) zusammengerechnet. 
Hiervon sind die auf die Beiträge entfallenden 
Steuern und Gebühren sowie die im letzten 
Geschäftsjahr stornierten Beiträge abzusetzen. 
Von dem verbleibenden Betrag werden bis 
zum Gegenwert von zehn Millionen Rechnungs-
einheiten 18 vom Hundert, von dem darüber 
hinausgehenden Betrag 16 vom Hundert ermit-
telt. Die Summe dieser Ergebnisse ist mit dem 
Verhältnissatz zu multiplizieren, der sich im 
letzten Geschäftsjahr für das gesamte Versiche-
rungsgeschäft aus dem Verhältnis der Aufwen-
dungen für Versicherungsfälle für eigene Rech-
nung zu den Bruttoaufwendungen für Versiche-
rungsfälle ergibt. Der Verhältnissatz ist mit 
mindestens 50 vom Hundert anzusetzen. 

(3) Für den Schadenindex werden die Brutto-
zahlungen für Versicherungsfälle in dem nach 
Absatz 1 maßgebenden Zeitraum und die am 
Ende des letzten Geschäftsjahres gebildeten 
Bruttorückstellungen für noch nicht abgewickel-
te Versicherungsfälle für das gesamte Versiche-
rungsgeschäft zusammengerechnet. Von dieser 
Summe sind die während des nach Absatz 1 
maßgebenden Zeitraumes erzielten Erträge aus 
Regressen sowie die zu Beginn dieses Zeit-
raumes vorhandenen Bruttorückstellungen für 
noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle für 
das gesamte Versicherungsgeschäft abzusetzen. 
Der verbleibende Betrag ist durch die entspre-
chende Anzahl der Jahre zu teilen. Von dem 
Ergebnis werden bis zum Gegenwert von 
sieben Millionen Rechnungseinheiten 26 vom 
Hundert und von dem darüber hinausgehenden 
Betrag 23 vom Hundert ermittelt. Absatz 2 
Satz 4 und 5 ist anzuwenden. 

(4) Die Vomhundertsätze der Absätze 2 und 3 
sind auf ein Drittel zu kürzen, soweit Kranken-
versicherungen nach Art der Lebensversiche-
rung betrieben werden, wenn 

1. die Beiträge auf der Grundlage von Wahr-
scheinlichkeitstafeln nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen berechnet 
werden, 

2. eine Alterungsrückstellung gebildet wird, 

3. ein angemessener Sicherheitszuschlag er-
hoben wird und 

4. nach den Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen 

a) das Kündigungsrecht der Versicherungs-
unternehmung spätestens nach Ablauf 
des dritten Versicherungsjahres ausge-
schlossen ist sowie 

b) eine Erhöhung der Beiträge oder eine 
Herabsetzung der Leistungen mit Wir-
kung für bestehende Versicherungen vor-
behalten ist. 

(5) Als Eigenmittel sind insbesondere anzu-
sehen 

1. a) bei Aktiengesellschaften das Grundkapi-
tal abzüglich der Hälfte des nicht einge-
zahlten Teils; 

b) bei Versicherungsvereinen auf Gegen-
seitigkeit der Gründungsstock abzüglich 
des nicht eingezahlten Teils; ist der 
Gründungsstock zu mindestens 25 vom 
Hundert eingezahlt, so ist nur die Hälfte 
des nicht eingezahlten Teils abzuziehen; 

2. die gesetzlichen und freien Rücklagen; 

3. der Gewinnvortrag; 
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4. bei Versicherungsvereinen auf Gegen-
seitigkeit die Hälfte der nach der Satzung in 
einem Geschäftsjahr zulässigen Nach-
schüsse, soweit diese nicht die Hälfte der 
gesamten Eigenmittel übersteigen; 

5. auf Antrag stille Reserven, sofern diese 
nicht nur vorübergehender Natur sind und 
die Aufsichtsbehörden aller Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zustimmen, in denen die Unternehmung 
tätig ist. 

Von der Summe der sich nach Satz 1 Nr. 1 bis 5 
ergebenden Beträge sind der Verlustvortrag 
und die in der Bilanz ausgewiesenen immate-
riellen Werte abzusetzen, insbesondere 

1. die aktivierten Kosten der Ingangsetzung 
(§ 36 a Abs. 2 dieses Gesetzes, § 153 Abs. 4 
des Aktiengesetzes), 

2. ein aktivierter Geschäfts- oder Firmenwert 
(§ 36 a Abs. 1 dieses Gesetzes, § 153 Abs. 5 
des Aktiengesetzes). 

(6) Zusammen mit dem nach § 55 Abs. 1 vor-
geschriebenen Jahresbericht sind der Aufsichts-
behörde jährlich eine Berechnung der Solvabili-
tätsspanne vorzulegen und die Eigenmittel 
nachzuweisen. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für die 
Lebensversicherung. Für diese bestimmt sich 
die Höhe der erforderlichen finanziellen Mittel 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 2. 

§ 53 d 

(1) Als Garantiefonds gilt ein Drittel der Sol-
vabilitätsspanne. 

(2) Der Garantiefonds beträgt mindestens 
den Gegenwert von 

1. vierhunderttausend 	Rechnungseinheiten, 
wenn Risiken gedeckt werden, die zu einer 
in der Anlage Teil A Nr. 10 bis 15 genann-
ten Versicherungssparte gehören, 

2. dreihunderttausend 	Rechnungseinheiten, 
wenn Risiken gedeckt werden, die zu einer 
in der Anlage Teil A Nr. 1 bis 8 und 16 ge-
nannten Versicherungssparte gehören, 

3. zweihunderttausend 	Rechnungseinheiten, 
wenn Risiken gedeckt werden, die zu einer 
in der Anlage Teil A Nr. 9 und 17 genann-
ten Versicherungssparte gehören. 

Werden Risiken aus mehreren Versicherungs-
sparten gedeckt, so ist der höchste Betrag maß-
gebend. 

§ 53 e 

(1) Als Rechnungseinheit im Sinne dieses 
Gesetzes gilt die in Artikel 4 der Satzung der 

Europäischen Investitionsbank festgelegte Ein-
heit. Der Gegenwert der Rechnungseinheit in 
Deutsche Mark bestimmt sich nach dem Ver-
hältnis des Feingoldgehaltes dieser Rechnungs-
einheit zu dem Feingoldgehalt der Deutschen 
Mark, welcher der dem Internationalen Wäh-
rungsfonds angezeigten Parität der Deutschen 
Mark entspricht. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen gibt 
den Gegenwert der Rechnungseinheit in Deut-
sche Mark sowie Änderungen dieses Gegen-
wertes im Bundesanzeiger bekannt." 

14. § 54 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „ange-
legt werden" ersetzt durch die Worte „und 
nur in Vermögenswerten angelegt werden, 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes be-
legen sind." 

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„Unter den gleichen Voraussetzungen kann 
die Aufsichtsbehörde Ausnahmen von der 
Vorschrift des Absatzes 1 über die Belegen-
heit zulassen." 

15. Vor § 55 wird als Zwischenüberschrift einge-
fügt: 

„1 a. Rechnungslegung. Bilanzprüfung". 

16. In § 64 werden die Worte „oder keinen Auf-
sichtsrat haben" gestrichen. 

17. § 79 erhält folgende Fassung: 

„§ 79 

Für Krankenversicherungen der in § 12 ge-
nannten Art gelten die §§ 65 bis 78 entspre-
chend; für Unfallversicherungen der in § 12 
genannten Art gelten die §§ 65 bis 69, 77 und 
78 entsprechend." 

18. Nach § 81 a wird folgender § 81 b eingefügt: 

„§ 81 b 

(1) Sind die Eigenmittel einer Versicherungs-
unternehmung geringer als die Solvabilitäts-
spanne, so hat die Unternehmung auf Ver-
langen der Aufsichtsbehörde dieser einen Plan 
zur Wiederherstellung gesunder Finanzverhält-
nisse (Solvabilitätsplan) zur Genehmigung vor-
zulegen. 

(2) Sind die Eigenmittel einer Versicherungs-
unternehmung geringer als der Garantiefonds, 
so hat die Unternehmung auf Verlangen der 
Aufsichtsbehörde dieser einen Plan über die 
kurzfristige Beschaffung von Eigenmitteln in 
Höhe des Garantiefonds (Finanzierungsplan) 
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zur Genehmigung vorzulegen. Außerdem kann 
die Aufsichtsbehörde unbeschadet der nach § 81 
Abs. 2 zulässigen Maßnahmen die freie Ver-
fügung über die Vermögensgegenstände der 
Unternehmung einschränken oder untersagen. 

(3) § 81 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(4) Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend, wenn 
eine Versicherungsunternehmung keine aus-
reichenden versicherungstechnischen Rück-
stellungen bildet, ihre versicherungstechnischen 
Rückstellungen unzureichend bedeckt oder von 
der Vorschrift des § 54 a Abs. 1 über die Be-
legenheit abweicht, ohne daß dies von der Auf-
sichtsbehörde zugelassen worden ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für die 
Lebensversicherung." 

19. In § 84 Abs. 2 werden die Worte „oder keinen 
Aufsichtsrat haben" gestrichen. 

20. § 87 erhält folgende Fassung: 

I,§ 87 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann die Erlaubnis 
für einzelne Versicherungssparten oder den ge-
samten Geschäftsbetrieb widerrufen, wenn 

1. die Unternehmung die Voraussetzungen für 
die Erteilung der Erlaubnis nicht mehr er-
füllt, 

2. die Unternehmung in schwerwiegender 
Weise Verpflichtungen verletzt, die ihr nach 
dem Gesetz oder dem Geschäftsplan ob-
liegen, oder 

3. sich so schwere Mißstände ergeben, daß eine 
Fortsetzung des Geschäftsbetriebs die Be-
lange der Versicherten gefährdet oder der 
Geschäftsbetrieb den guten Sitten wider-
spricht. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Erlaubnis 
für den gesamten Geschäftsbetrieb widerrufen, 
wenn die Unternehmung außerstande ist, inner-
halb der gesetzten Frist die im Solvabilitäts-
plan oder im Finanzierungsplan nach § 81 b 
Abs. 1 oder 2 vorgesehenen Maßnahmen durch-
zuführen. 

(3) Der Widerruf der Erlaubnis bewirkt, daß 
keine neuen Versicherungen mehr abgeschlos-
sen, früher abgeschlossene nicht erhöht oder 
verlängert werden dürfen. 

(4) Wird die Erlaubnis widerrufen, so .  trifft 
die Aufsichtsbehörde alle Maßnahmen, die ge-
eignet sind, die Belange der Versicherten zu 
wahren. Insbesondere kann sie die freie Ver-
fügung über die Vermögensgegenstände der 
Unternehmung einschränken oder untersagen 

sowie die Vermögensverwaltung geeigneten 
Personen übertragen. § 81 Abs. 3 gilt ent-
sprechend. 

(5) Bei Versicherungsvereinen auf Gegen-
seitigkeit wirkt der Widerruf der Erlaubnis für 
den gesamten Geschäftsbetrieb wie ein Auf-
lösungsbeschluß. Auf Anzeige der Aufsichts-
behörde wird der Widerruf im Handelsregister 
eingetragen." 

21. In § 105 Abs. 1 wird das Wort „Versicherungs-
geschäft" durch das Wort „Direktversicherungs-
geschäft" ersetzt. 

22. § 106 erhält folgende Fassung: 

„§ 106 

(1) Über den Antrag auf Erlaubnis ent-
scheidet 

1. bei Unternehmungen mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft das Bundesaufsichtsamt, 

2. bei Unternehmungen mit Sitz außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft der Bundesminister der 
Finanzen. 

(2) Die Unternehmungen haben im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes eine Niederlassung zu 
errichten und dort alle die Niederlassung be-
treffenden Geschäftsunterlagen zur Verfügung 
zu halten. Für die Geschäftstätigkeit der Nie-
derlassung ist gesondert Rechnung zu legen. 

(3) Für die Niederlassung ist ein Haupt-
bevollmächtigter zu bestellen, der seinen Wohn-
sitz und ständigen Aufenthalt im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes haben muß. Dieser hat 
die Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz den 
Geschäftsleitern einer Unternehmung mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes auferlegt. 
Er gilt als ermächtigt, die Unternehmung Drit-
ten gegenüber zu verpflichten, insbesondere 
Versicherungsverträge mit Versicherungsneh-
mern im Geltungsbereich dieses Gesetzes und 
über inländische Grundstücke abzuschließen so-
wie die Unternehmung bei Verwaltungsbehör-
den und vor Gerichten zu vertreten. 

(4) Soweit nach den folgenden Vorschriften 
Sicherheiten gestellt werden müssen, kann sich 
das Bundesaufsichtsamt in den Bedingungen für 
die Rückgabe vorbehalten, über die Sicher-
heiten im Interesse der Versicherten zu ver-
fügen." 

23. Nach § 106 werden folgende §§ 106a und 106 b 
eingefügt: 

„§ 106 a 

(1) Eine Unternehmung mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
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Schaft hat mit dem Antrag auf Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb dem Bundesaufsichtsamt ein-
zureichen 

1. den Geschäftsplan und die in § 5 Abs. 4, 6 
Satz 3 und 4 genannten Angaben und Unter-
lagen für die Niederlassung einschließlich 
der Satzung der Unternehmung; zugleich 
sind die Mitglieder des zur gesetzlichen 
Vertretung befugten Organs und eines Auf-
sichtsorgans zu benennen; 

2. eine Bescheinigung der zuständigen Behörde 
des Sitzlandes darüber, 

a) welche Versicherungssparten die Unter-
nehmung zu betreiben befugt ist und 
welche Arten von Risiken sie tatsächlich 
deckt, 

b) daß die Unternehmung über Eigenmittel 
in Höhe der Solvabilitätsspanne oder des 
für die betriebenen Versicherungssparten 
als Mindestbetrag vorgeschriebenen Ga-
rantiefonds verfügt, falls dieser höher 
ist, 

c) in welcher Höhe Mittel für den Organisa-
tionsfonds vorhanden sind; 

3. den Nachweis über die Eigenmittel der 
Unternehmung; 

4. die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlust-
rechnung für jedes der drei letzten Ge-
schäftsjahre; besteht die Unternehmung 
noch nicht drei Jahre, so hat sie diese Unter-
lagen nur für die bereits abgeschlossenen 
Geschäftsjahre vorzulegen. 

Satz 1 Nr. 2 Buchstaben b und c gilt nicht für 
Unternehmungen, die die Erlaubnis zum Be-
trieb der Lebensversicherung beantragen. Das 
Bundesaufsichtsamt kann von ihnen Sicher-
heiten (feste und bewegliche Kaution) sowie 
einen angemessenen Organisationsfonds ver-
langen. 

(2) Soll der Geschäftsbetrieb auf andere Ver-
sicherungssparten oder ein anderes Gebiet im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgedehnt 
werden, so gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Soweit keine Versagungsgründe nach § 8 
Abs. 1 vorliegen, darf die Erlaubnis einer 
Unternehmung, die eine in ihrem Sitzland zu-
gelassene Rechtsform besitzt, nur versagt wer-
den, wenn die in § 106 Abs. 2 und 3 genannten 
Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

(4) Die Erlaubnis wird widerrufen, wenn die 
Unternehmung im Sitzland die Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb verliert; § 87 bleibt unberührt. 
Die Geschäftstätigkeit kann vorläufig untersagt 
werden, bis die vorgesehene Anhörung der 
zuständigen Behörde des Sitzlandes abgeschlos-
sen ist. 

(5) Hat die zuständige Behörde des Sitzlandes 
Verfügungsbeschränkungen über die Vermö-
gensgegenstände einer Unternehmung angeord-
net, weil deren Eigenmittel unzureichend sind, so 
trifft das Bundesaufsichtsamt auf Verlangen 
dieser Behörde entsprechende Maßnahmen für 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes be-
legenen Vermögensgegenstände. § 81 b Abs. 4 
bleibt unberührt. Satz 1 gilt nicht für die 
Lebensversicherung. 

§ 106 b 

(1) Eine Unternehmung mit Sitz außerhalb 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft hat dem Bundesaufsichts-
amt mit dem Antrag auf Erlaubnis zum Ge-
schäftsbetrieb einzureichen 

1. den Geschäftsplan und die in § 5 Abs. 4, 6 
Satz 3 und 4 genannten Angaben und Unter-
lagen für die Niederlassung einschließlich 
der Satzung der Unternehmung; zugleich 
sind die Mitglieder des zur gesetzlichen 
Vertretung befugten Organs und eines Auf-
sichtsorgans zu benennen; 

2. eine Bescheinigung der zuständigen Behörde 
des Sitzlandes darüber, 

a) daß die Unternehmung an ihrem Sitz 
unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht 
klagen und verklagt werden kann, 

b) welche Versicherungssparten die Unter-
nehmung zu betreiben befugt ist und 
welche Arten von Risiken sie tatsächlich 
deckt; 

3. die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlust-
rechnung für jedes der drei letzten Ge-
schäftsjahre; besteht die Unternehmung 
noch nicht drei Jahre, so hat sie diese Unter-
lagen nur für die bereits abgeschlossenen 
Geschäftsjahre vorzulegen. 

(2) Die Anforderungen an die Kapitalaus-
stattung richten sich nach § 8. Die Unterneh-
mung hat sich zu verpflichten, Eigenmittel min-
destens in Höhe einer Solvabilitätsspanne 
(§ 53 c) zu bilden, die sich nach dem Geschäfts-
umfang der Niederlassung bemißt. Diese Eigen-
mittel müssen bis zur Höhe des Garantiefonds 
im Geltungsbereich der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft belegen 
sein. Der Mindestbetrag des Garantiefonds darf 
50 vom Hundert des nach § 53 d Abs. 2 maß-
gebenden Betrages nicht unterschreiten. Die 
Untersuchung hat sich ferner zu verpflichten, 
die geforderten Sicherheiten (feste und beweg-
liche Kaution) zu stellen. Die feste Kaution be- 
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trägt mindestens 25 vom Hundert des nach § 53 d 
Abs. 2 maßgebenden Betrages. Die feste Kau-
tion wird auf die Eigenmittel angerechnet. 

(3) Soll der Geschäftsbetrieb auf andere Ver-
sicherungssparten oder ein anderes Gebiet im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgedehnt 
werden, so gelten die Absätze 1 und 2 ent-
sprechend. 

(4) Die Erlaubnis kann erteilt werden, wenn 

1. das Bundesaufsichtsamt sich nach Anhörung 
des Versicherungsbeirats gutachtlich äußert, 
daß keiner der Gründe des § 8 Abs. 1 zum 
Versagen der Erlaubnis vorliegt, 

2. die Voraussetzungen des § 106 Abs. 2 und 3 
erfüllt sind und 

3. der als feste Kaution geforderte Betrag ge-
stellt ist. 

(5) Einer Unternehmung, die in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft die Erlaubnis zum Geschäfts-
betrieb erhalten oder beantragt hat, kann auf 
Antrag widerruflich genehmigt werden, 

1. daß die Solvabilitätsspanne auf der Grund-
lage ihrer gesamten Geschäftstätigkeit in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft berechnet wird, 

2. daß Eigenmittel in Höhe des Garantiefonds 
in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft belegen 
sein können, in dem die Unternehmung ihre 
Tätigkeit ausübt, 

3. daß sie von der Verpflichtung befreit wird, 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes eine 
Kaution zu stellen. 

Die Genehmigung erteilt im Zusammenhang mit 
der Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb der Bun-
desminister der Finanzen, in den sonstigen 
Fällen das Bundesaufsichtsamt. Für den Wider-
ruf der Genehmigung ist das Bundesaufsichts-
amt zuständig. 

(6) Absatz 2 Satz 2, 3, 5, 6 und Absatz 5 
gelten nicht für die Lebensversicherung. 

(7) Das Bundesaufsichtsamt widerruft die Er-
laubnis, wenn 

1. die Unternehmung im Sitzland die Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb verliert, 

2. im Falle des Absatzes 5 die Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft widerrufen wird, weil die Eigenmittel 
unzureichend sind. 

§ 87 bleibt unberührt. Der Bundesminister der 
Finanzen kann die Erlaubnis widerrufen, wenn 
dies im öffentlichen Interesse geboten er-
scheint. 

(8) Hat die für die Überwachung der Kapital-
ausstattung der Unternehmung für die gesamte 
Geschäftstätigkeit in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zustän-
dige Behörde Verfügungsbeschränkungen über 
Vermögensgegenstände der Unternehmung an-
geordnet, weil deren Eigenmittel unzureichend 
sind, so gilt § 106 a Abs. 5 Satz 1 entsprechend. 
§ 81 b Abs. 4 bleibt unberührt." 

24. § 108 wird aufgehoben. 

25. Dem § 110 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 2 gilt nicht für Kranken- und 
Unfallversicherungen der in § 12 genannten 
Art, die von einer Unternehmung mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft abgeschlossen werden." 

26. § 111 wird aufgehoben. 

27. Nach Abschnitt VI wird folgender Abschnitt VI a 
eingefügt: 

„VI a. 

Zusammenarbeit des Bundesaufsichtsamts für 
das Versicherungswesen mit den zuständigen 
Behörden der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf dem 
Gebiet der Direktversicherung mit Ausnahme 

der Lebensversicherung 

§ 111 a 

Das Bundesaufsichtsamt ist berechtigt, den 
zuständigen Behörden der anderen Mitglied-
staaten die Auskünfte zu erteilen und die 
Unterlagen zu übermitteln, die zur Ausübung 
der Aufsicht erforderlich sind. 

§ 111 b 

(1) Beantragt eine Unternehmung mit Sitz im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes die Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb in einem anderen Mit-
gliedstaat, so nimmt das Bundesaufsichtsamt zu 
dem Geschäftsplan Stellung, den ihm die zu-
ständige Behörde des anderen Mitgliedstaates 
mit ihrer gutachtlichen Äußerung übersandt hat. 
Äußert sich das Bundesaufsichtsamt nicht inner-
halb von drei Monaten nach Eingang dieser 
Unterlagen, so gilt dies als positive Stellung-
nahme. 

(2) Im Falle des § 106 a Abs. 1 übersendet 
das Bundesaufsichtsamt den ihm eingereichten 
Geschäftsplan mit seiner gutachtlichen Äuße-
rung der zuständigen Behörde des Sitzlandes 
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zur Stellungnahme. Äußert sich diese Behörde 
nicht innerhalb von drei Monaten nach Eingang 
der Unterlagen, so unterstellt das Bundesauf-
sichtsamt eine positive Stellungnahme. 

§ 111 c 

(1) Hat das Bundesaufsichtsamt auf Grund 
des § 81 b Abs. 2 Satz 2 die freie Verfügung 
über die Vermögensgegenstände einer Unter-
nehmung eingeschränkt oder untersagt, so 
unterrichtet es die zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten, in denen die Unter-
nehmung zugelassen ist. Es kann diese Be-
hörden ersuchen, die gleichen Beschränkungen 
anzuordnen. 

(2) Bevor das Bundesaufsichtsamt gegenüber 
einer Niederlassung einer Unternehmung mit 
Sitz in einem Mitgliedstaat auf Grund des § 81 b 
Abs. 4 eine Verfügungsbeschränkung erläßt, 
unterrichtet es die zuständige Behörde des Sitz-
landes. 

(3) Vor der Genehmigung eines Bestands

-

übertragungsvertrages (§ 14) setzt sich das 
Bundesaufsichtsamt mit den zuständigen Be-
hörden der beteiligten Mitgliedstaaten ins Be-
nehmen. 

§ 111 d 

(1) Widerruft das Bundesaufsichtsamt gemäß 
§ 87 die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb für 
eine Unternehmung, die auch in anderen Mit-
gliedstaaten zugelassen ist, so unterrichtet es 
die zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaa-
ten und setzt sich mit ihnen wegen der nach 
§ 87 Abs. 4 erforderlichen Maßnahmen ins Be-
nehmen. 

(2) Vor Widerruf der Erlaubnis für eine aus-
ländische Unternehmung mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat setzt sich das Bundesaufsichtsamt mit 
der zuständigen Behörde des Sitzlandes ins Be-
nehmen. Wird die Geschäftstätigkeit vorläufig 
untersagt, so unterrichtet das Bundesaufsichts-
amt unverzüglich die zuständige Behörde des 
Sitzlandes. 

§ 111 e 

(1) Soll einem Antrag gemäß § 106b Abs. 5 
stattgegeben werden, so bedarf es hierzu der 
Zustimmung der zuständigen Behörden der Mit-
gliedstaaten, in denen die Unternehmung zuge-
lassen oder ein Zulassungsverfahren anhängig 
ist. 

(2) Das Bundesaufsichtsamt überwacht die 
Kapitalausstattung für den gesamten Umfang 
der Geschäftstätigkeit im Gebiet der Mitglied-
staaten, die dem Antrag zugestimmt haben, 
wenn dies in dem Antrag vorgesehen ist. 

(3) Überwacht das Bundesaufsichtsamt die 
Kapitalausstattung, so unterrichtet es die zu-
ständigen Behörden der beteiligten Mitglied-
staaten von den nach § 81 b Abs. 2 Satz 2 ge-
troffenen Maßnahmen. Es kann diese Behörden 
ersuchen, die gleichen Maßnahmen zu treffen." 

28. Nach § 133 werden folgende §§ 133 a bis 133 e 
eingefügt: 

„§ 133 a 

Versicherungsunternehmungen, welche die 
Direktversicherung in den in der Anlage Teil A 
genannten Sparten betreiben und bis zum 
31. Januar 1976 aufsichtsfrei waren, dürfen 
diese Geschäftstätigkeit zunächst ohne Erlaub-
nis weiter ausüben. Sie haben bis zum 30. April 
1976 die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb nach 
diesem Gesetz zu beantragen und dabei auch 
Angaben über ihre Solvabilitätsspanne, ihre 
Eigenmittel sowie ihre Rückversicherung zu 
machen. Die §§ 133 b und 133 c gelten ent-
sprechend. 

§ 133 b 

(1) Versicherungsunternehmungen, deren 
Rechtsform nicht § 7 entspricht, haben bis zum 
31. Juli 1976 eine der zugelassenen Rechts-
formen anzunehmen. 

(2) Einem Antrag auf Ausdehnung der Ge-
schäftstätigkeit auf andere Versicherungsspar-
ten oder ein anderes Gebiet darf nur stattge-
geben werden, wenn die Unternehmung zu-
gleich eine § 7 entsprechende Rechtsform an-
nimmt. 

§ 133 c 

(1) Versicherungsunternehmungen mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die am 
31. Januar 1976 zum Betrieb von Versicherungs-
geschäften befugt sind, haben die Vorschriften 
über die Kapitalausstattung bis zum 31. Juli 
1978 zu erfüllen. 

(2) Einem Antrag der in Absatz 1 genannten 
Unternehmungen auf Ausdehnung der Ge-
schäftstätigkeit auf andere Versicherungsspar-
ten oder ein anderes Gebiet darf nur stattge-
geben werden, wenn die Vorschriften über die 
Kapitalausstattung erfüllt sind. 

(3) Einer Unternehmung, deren Eigenmittel 
bis zum 31. Juli 1978 die vorgeschriebene Höhe 
nicht erreichen, kann die Aufsichtsbehörde eine 
zusätzliche Frist von längstens zwei Jahren ge-
währen, sofern die Unternehmung einen Solva-
bilitätsplan vorgelegt hat. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann eine Unter-
nehmung, deren Beiträge am 31. Juli 1978 das 
Sechsfache des Garantiefonds nach § 53 d Abs. 2 
nicht erreichen, von der Verpflichtung befreien, 
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Eigenmittel in dieser Höhe vor Ablauf des 
Geschäftsjahres nachzuweisen, in dem die Bei-
träge den sechsfachen Betrag erreichen. Die 
Befreiung ist zu widerrufen, wenn der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften beschließt, daß 
solche Befreiungen aufzuheben sind. Die Be-
freiung ist zu befristen, wenn die Unterneh-
mung ihre Geschäftstätigkeit innerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes auf andere Ver-
sicherungssparten oder ein anderes Gebiet aus-
dehnt. Eine befristete Befreiung darf nicht über 
den 31. Juli 1983 hinaus gewährt werden. 

§ 133 d 

Ausländischen Unternehmungen mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, die nachweisen, daß sie 
über die vorgeschriebene Kapitalausstattung 
verfügen, sind auf ihren Antrag die von ihnen 
gestellten Sicherheiten freizugeben. Dies gilt 
nicht, soweit die Sicherheiten für den Betrieb 
der Lebensversicherung gestellt worden sind. 

§ 133 e 

Für ausländische Unternehmungen mit Sitz 
außerhalb der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gilt § 133 c Abs. 1 und 
2 entsprechend." 

29. § 148 wird aufgehoben. 

30. Nach § 156 wird folgender § 156 a eingefügt: 

„§ 156a 

§ 5 Abs. 6, §§ 53 c, 53 d, 81b Abs. 1 und 2 
gelten nicht für Vereine auf Gegenseitigkeit, 
die nicht eingetragen zu werden brauchen, 
wenn 

1. ihre Satzung vorsieht, daß Nachschüsse vor-
behalten sind oder Versicherungsansprüche 
gekürzt werden dürfen, und 

2. ihre jährlichen Beiträge eine Million Rech-
nungseinheiten nicht übersteigen, 

es sei denn, daß sie die Haftpflichtversicherung 
oder die Kredit- und Kautionsversicherung be-
treiben." 

31. Das Gesetz erhält folgende Anlage: 

„Anlage 

A. Einteilung der Risiken nach Versicherungs-
sparten 

1. Unfall 

a) Summenversicherung 

b) Kostenversicherung 

c) kombinierte Leistungen 

d) Personenbeförderung 

2. Krankheit 

a) Tagegeld 

b) Kostenversicherung 

c) kombinierte Leistungen 

3. Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahr-
zeuge) 

Sämtliche Schäden an: 

a) Kraftfahrzeugen 

b) Landfahrzeugen ohne eigenen Antrieb 

4. Schienenfahrzeug-Kasko 

Sämtliche Schäden an Schienenfahrzeugen 

5. Luftfahrzeug-Kasko 

Sämtliche Schäden an Luftfahrzeugen 

6. See-, Binnensee- und Flußschiffahrts-Kasko 

Sämtliche Schäden an: 

a) Flußschiffen 

b) Binnenseeschiffen 

c) Seeschiffen 

7. Transportgüter 

Sämtliche Schäden an transportierten 
Gütern, unabhängig von dem jeweils ver-
wendeten Transportmittel 

8. Feuer und Elementarschäden 

Sämtliche Sachschäden (soweit sie nicht 
unter die Nummern 3 bis 7 fallen), die ver-
ursacht werden durch: 

a) Feuer 

b) Explosion 

c) Sturm 

d) andere Elementarschäden außer Sturm 

e) Kernenergie 

f) Bodensenkungen und Erdrutsch 

9. Hagel-, Frost- und sonstige Sachschäden 

Sämtliche Sachschäden (soweit sie nicht 
unter die Nummern 3 bis 7 fallen), die 
außer durch Hagel oder Frost durch Ur-. 
sachen aller Art (wie beispielsweise Dieb-
stahl) hervorgerufen werden, soweit diese 
Ursachen nicht unter Nummer 8 erfaßt sind 

10. Haftpflicht für Landfahrzeuge mit eigenem 

Antrieb 

a) Kraftfahrzeughaftpflicht 

b) Haftpflicht aus Landtransporten 

c) sonstige 
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11. Luftfahrzeughaftplicht 

Haftpflicht aller Art (einschließlich der-
jenigen des Frachtführers), die sich aus der 
Verwendung von Luftfahrzeugen ergibt 

12. See-, Binnensee- und Flußschiffahrtshaft-
pflicht 

Haftpflicht aller Art (einschließlich der-
jenigen des Frachtführers), die sich aus der 
Verwendung von Flußschiffen, Binnensee-
schiffen und Seeschiffen ergibt 

13. Allgemeine Haftpflicht 

Alle sonstigen Haftpflichtfälle, die nicht 
unter die Nummern 10 bis 12 fallen 

14. Kredit 

a) allgemeine Zahlungsunfähigkeit 

b) Ausfuhrkredit 

c) Abzahlungsgeschäfte 

d) Hypothekendarlehen 

e) landwirtschaftliche Darlehen 

15. Kaution 

16. Verschiedene finanzielle Verluste 

a) Berufsrisiken 

b) ungenügende Einkommen (allgemein) 

c) Schlechtwetter 

d) Gewinnausfall 

e) laufende Unkosten allgemeiner Art 

f) unvorhergesehene Geschäftsunkosten 

g) Wertverluste 

h) Miet- oder Einkommensausfall 

i) indirekte kommerzielle Verluste außer 
den bereits erwähnten 

j) nichtkommerzielle Geldverluste 

k) sonstige finanzielle Verluste 

17. Rechtsschutz 

18. Leben 

B. Bezeichnung der Zulassung, die gleichzeitig 
für mehrere Sparten erteilt wird 

Umfaßt die Zulassung zugleich 

a) die Nummern 1 Buchstabe d, 3 Buch-
stabe a, 7 und 10 Buchstabe a, so wird 
sie unter der Bezeichnung „Kraftfahrt-
versicherung" erteilt; 

b) die Nummern 1 Buchstabe d, 4, 6, 7 und 
12, so wird sie unter der Bezeichnung 
„See- und Transportversicherung" er-
teilt; 

c) die Nummern 1 Buchstabe d, 5, 7 und 11, 
so wird sie unter der Bezeichnung „Luft-
fahrtversicherung" erteilt; 

d) die Nummern 8 und 9, so wird sie unter 
der Bezeichnung „Feuer- und andere 
Sachschäden" erteilt; 

e) die Nummern 10 bis 13, so wird sie 
unter der Bezeichnung „Haftpflicht" er-
teilt; 

f) die Nummern 14 und 15, so wird sie 
unter der Bezeichnung „Kredit und 
Kaution" erteilt; 

g) die Nummern 1, 3 bis 13 und 16, so 
wird sie unter der Bezeichnung „Scha-
den- und Unfallversicherung" erteilt." 

Artikel 2 

Änderung anderer Rechtsvorschriften 

(1) Die Verordnung über die Beaufsichtigung der 
inländischen privaten Rückversicherungsunterneh-
mungen vom 2. Dezember 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 696), zuletzt geändert durch das Einführungs-
gesetz zum Aktiengesetz vom 6. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1185), wird aufgehoben. 

(2) § 1 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über die 
Durchführung der Verordnung zur Vereinheit-
lichung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 363), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunternehmun-
gen vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3693), wird, soweit diese Vorschrift Bundesrecht 
ist, durch folgende Sätze 2 bis 4 ersetzt: 

„Es gelten jedoch die §§ 13, 14, 54 Abs. 2 Satz 1 
Buchstabe a und Satz 2, § 55 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 2 a bis 2 c, §§ 81, 81 a, 82 bis 86, 88 
und 89 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
— VAG — entsprechend. Soweit öffentlich-recht-
liche Wettbewerbs-Versicherungsunternehmen 
die Schaden-, Unfall- oder Krankenversicherung 
betreiben, gelten für sie darüber hinaus § 5 
Abs. 1 bis 6, §§ 6, 7 Abs. 2, §§ 8, 53 c Abs. 1 bis 
6, §§ 53 d, 53 e, 54 Abs. 1 und 2 Satz 1 Buch-
stabe b und c, §§ 54 a bis 54 d, 81 b Abs. 1 bis 4, 
§§ 87 und 133 c entsprechend. Satz 3 gilt nicht 
für öffentlich-rechtliche Kranken-Versorgungs-
einrichtungen der Deutschen Bundespost und 
der Deutschen Bundesbahn." 

(3) In der Dritten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Errichtung eines Bundesaufsichts-
amtes für das Versicherungswesen vom 25. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 75), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetz-
blatt I S. 3693), wird § 5 Abs. 1 Satz 3 gestrichen 
und nach § 8 folgender § 8 a eingefügt: 
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„§ 8 a 

Für eine Klage wegen Untätigkeit des Bundesauf-
sichtsamtes bei einem Antrag auf Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb gilt eine Frist von sechs Monaten 
als angemessen im Sinne des § 75 Satz 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung." 

(4) In § 27 Abs. 1 Satz 2 des Güterkraftverkehrs-
gesetzes (GüKG) in der Fassung vom 22. Dezember 
1969 (Bundesgesetzbl. 1970 I S. 1), zuletzt geändert 
durch Artikel 268 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469), werden die Worte „des § 148 des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen vom 
6. Juni 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 315) und" ge-
strichen. 

(5) Das Pflichtversicherungsgesetz vom 5. April 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 213), zuletzt geändert 
durch . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

„5. juristische Personen, die von einem nach § 1 
Abs. 3 Nr. 3 des Gesetzes über die Beauf-
sichtigung der privaten Versicherungsunter-
nehmungen vom 6. Juni 1931 (Reichs-
gesetzbl. I S. 315, 750) in der Fassung des 
Gesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. I  S. . . .) 
von der Versicherungsaufsicht freigestellten 
Haftpflichtschadenausgleich Deckung erhal-
ten,". 

2. In § 8 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „und 
Bausparkassen" gestrichen und die Worte „in 
der Fassung des Gesetzes vom 5. März 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 269)" durch die Worte „in 
der Fassung des Gesetzes vom . . . (Bundesge-
setzbl. I S. . . .)" ersetzt. 

3. In § 13 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte „§ 1 
Abs. 4 des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen und 
Bausparkassen" durch die Worte „§ 1 Abs. 3 
Nr. 3 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmungen" ersetzt. 

Artikel 3 

Bekanntmachung 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen in der nach diesem 
Gesetz geltenden Fassung unter fortlaufender 
Abschnitt-, Paragraphen- und Nummernfolge mit 
neuem Datum unter der Bezeichnung „Gesetz über 
die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsun-
ternehmen — Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) —" 
bekanntzumachen. Er kann dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts beseitigen, insbesondere kann er den 
Wortlaut der geänderten Rechtslage und dem ge-
änderten Sprachgebrauch anpassen. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 1976 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Am 24. Juli 1973 hat der Rat der Europäischen Ge-
meinschaften die Erste Richtlinie zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften be-
treffend die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit 
der Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebens-
versicherung) - Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften Nr. L 228/3 - und die Richtlinie zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas-
sungsfreiheit auf dem Gebiet der Direktversiche-
rung außer Lebensversicherung - Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228/20 - verab-
schiedet. Zur Durchführung dieser Richtlinien wer-
den zahlreiche Änderungen und Ergänzungen des 
Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen (VAG) erforderlich, 
die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf vorgenom-
men werden sollen. 

Die Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften (nachstehend Richtlinie ge-
nannt) entspricht im Aufbau und in wesentlichen 
Vorschriften dem Vorschlag der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 17. Juni 
1966 - Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1966 S. 3056, Bundestagsdrucksache V/805 -. Der 
Bundestag hat hierzu in seiner 74. Sitzung am 
24. November 1966 die aus der Drucksache V/1095 
ersichtlichen Beschlüsse gefaßt. Änderungen gegen-
über dem Kommissionsvorschlag sind insbesondere 
im Bereich der finanziellen Anforderungen (Artikel 
16 ff. der Richtlinie) und durch den Beitritt Däne-
marks, Großbritanniens und Irlands zur Gemein-
schaft eingetreten. 

Durch die Richtlinie wird das Versicherungsauf-
sichtsrecht in den neun Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft in wesentlichen Punkten auf eine ge-
meinsame Grundlage gestellt und damit den Ver-
sicherern die Niederlassung in anderen Mitglied-
staaten erleichtert. Besonders in hervorzuheben: Der 
Betrieb der Schadendirektversicherung wird in allen 
Zweigen (also einschließlich der in Deutschland 
bisher aufsichtsfreien Transportversicherung) von 
einer behördlichen Zulassung abhängig gemacht 
(Artikel 6), die für Versicherer zugelassenen Rechts-
formen werden festgelegt, versicherungsfremde Ge-
schäfte werden verboten (Artikel 8), die Anforde-
rungen an die Eigenkapitalausstattung der Ver-
sicherungsunternehmen werden vereinheitlicht 
(Artikel 16 bis 18), und die Maßnahmen, die bei 
einem Unterschreiten der vorgesehenen Mindest-
sätze ergriffen werden sollen, werden koordiniert 
(Artikel 22). Von großer Bedeutung für die Bezie-
hungen zu dritten Ländern sind auch die Vorschrif-
ten über die Mindestanforderungen an Versiche-
rungsunternehmen mit Sitz außerhalb der Gemein-
schaft (Artikel 23 ff.). Hervorzuheben ist ferner die 
in Artikel 13 und zahlreichen anderen Vorschriften 
vorgesehene enge Zusammenarbeit zwischen den 

Versicherungsaufsichtsbehörden der Mitgliedstaa-
ten, die in direktem Kontakt untereinander die Auf-
sicht über die Versicherer führen. 

Das Kernstück der Richtlinie sind die Anforderun-
gen an die Eigenkapitalausstattung der Schadenver-
sicherer, die in Zukunft nur noch von der für den 
Sitz des Versicherers zuständigen Aufsichtsbehörde 
geprüft wird. Bisher werden nach der General-
klausel des § 8 Abs. 1 VAG die Anforderungen 
zwar nach bestimmten Verwaltungsgrundsätzen, 
aber doch unter Berücksichtigung der besonderen 
Umstände des Einzelfalls von der Aufsichtsbehörde 
bestimmt. Nunmehr werden die Mitgliedstaaten zur 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen ver-
pflichtet, ins einzelne gehende Vorschriften über die 
Kapitalausstattung zu erlassen. Ein absoluter Min-
destbetrag, dessen Höhe nach der Art der betriebe-
nen Versicherungsgeschäfte gestaffelt ist (Artikel 17 
Abs. 2), soll gewährleisten, daß die Versicherer bei 
Beginn ihrer Geschäftstätigkeit über das notwen-
dige Eigenkapital verfügen. Zusätzlich müssen sie 
im Verlauf ihrer Tätigkeit Eigenmittel in Höhe 
einer sogenannten Solvabilitätsspanne bilden, die 
sich nach der Höhe der eingenommenen Prämien 
oder der bezahlten Schäden richtet (Artikel 16). 

In den Beratungen im Rat der Europäischen Ge-
meinschaften gingen ebenso wie in den vorhei-
gehenden Arbeiten bei der Kommission die Auf-
fassungen über die notwendigen Eigenmittel erheb-
lich auseinander. Eine Einigung war nur im Korn-
promißwege möglich. Die jetzt in der Richtlinie fest-
gesetzten Anforderungen an den absoluten Mindest-
betrag liegen zum Teil erheblich unter den Sätzen, 
die nach der derzeitigen Praxis des Bundesaufsichts-
amtes für das Versicherungswesen verlangt werden. 
Andererseits konnte erreicht werden, daß die Sätze 
der Solvabilitätsspanne in etwa dem entsprechen, 
was nach der Verwaltungsübung zur Zeit in 
Deutschland von den größeren Versicherern ge-
fordert wird. Insbesondere wurde die Degression 
der Anforderungen an die großen Versicherer 
(Artikel 16 Abs. 3) gegenüber den Vorschlägen der 
Kommission erheblich abgeflacht. Auch den beson-
deren Verhältnissen bei der in Deutschland be-
triebenen Krankenversicherung nach Art der Lebens-
versicherung wurde durch Senkung der Solvabili-
tätsspanne auf ein Drittel Rechnung getragen. 

Umstritten war die von mehreren Ländern, darunter 
der Bundesrepublik, geforderte Beschränkung der 
koordinierten Eigenkapitalanforderungen auf solche 
Versicherer, die in anderen Mitgliedsländern Agen-
turen oder Zweigniederlassungen gründen wollen. 
Auch der Bundestag hat sich in seinem oben be-
zeichneten Beschluß vom 24. November 1966 für 
diese Regelung ausgesprochen. In diesem Punkt 
konnte ebenfalls eine befriedigende Lösung im 
Kompromißwege gefunden werden: Besondere 
Schwierigkeiten hätte die Erstreckung der schema- 
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tischen Eigenkapitalanforderungen auf alle inländi-
schen Versicherer vor allem bei den zahlreichen 
kleinen Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit 
gemacht. Nachdem die Grenze für Versicherer, die 
nicht zwingend den Anforderungen der Richtlinie 
unterworfen werden müssen, erheblich heraufge-
setzt worden war (Prämieneinnahmen bis zu 1 Mil-
lion Rechnungseinheiten), konnte auch die Bundes-
republik der oben skizzierten Regelung zustim-
men. Diese gilt nunmehr in dem durch die 
Richtlinie gezogenen Rahmen einheitlich für alle 
Versicherer in der Gemeinschaft. 

Den durch die Richtlinie übernommenen Verpflich-
tungen soll, soweit private Versicherungsunterneh-
men betroffen sind, durchweg durch eine Änderung 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes Rechnung ge-
tragen werden, da die meisten Punkte ohnehin 
- wenn auch nicht überall so eingehend — im Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz geregelt waren. Die 
Lebensversicherung wird von der Richtlinie nicht 
berührt; über eine entsprechende Richtlinie wird in 
den zuständigen Gremien des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften zur Zeit beraten. Gleichwohl sollen 
die aufgrund der vorliegenden Richtlinie neugefaß-
ten Bestimmungen grundsätzlich auch für die 
Lebensversicherung Anwendung finden, da es ver-
mieden werden sollte, auch nur für eine Übergangs-
zeit bis zur Transformierung der zu erwartenden 
Lebensversicherungsrichtlinie die Versicherungsauf-
sicht nach unterschiedlichen Fassungen des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes zu führen. Lediglich bei 
den Solvabilitätsbestimmungen werden von diesem 
Grundsatz Ausnahmen gemacht, weil insoweit mit 
Sicherheit eine andere Solvabilitätsregelung zu er-
warten ist. 

Der in Deutschland seit über 70 Jahren von der 
Aufsichtsbehörde in ständiger Praxis angewendete 
Grundsatz, daß die Lebensversicherung nicht zu-
sammen mit der Schadenversicherung von derselben 
juristischen Person betrieben werden darf (Sparten-
trennung), soll auch in Zukunft aufrechterhalten 
bleiben. Das gleiche gilt für die Spartentrennung 
im Bereich der Kranken-, Kredit- und Rechtsschutz-
versicherung. Rechtsgrundlage ist hierfür nach wie 
vor die Generalklausel des § 8 Abs. 1 VAG. 

Der Anwendungsbereich des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes ist auf private Unternehmen be-
schränkt; es gilt daher nicht für öffentlich-rechtliche 
Versicherer. Jedoch hat die Verordnung über die 
Durchführung der Verordnung zur Vereinheit-
lichung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 363) — mit späteren Änderun-
gen — eine Reihe von Bestimmungen für entspre-
chend anwendbar erklärt. Soweit sich die Richtlinie 
auf öffentlich-rechtliche Versicherer bezieht, d. h. 
auf öffentlich-rechtliche Wettbewerbs-Versiche-
rungsunternehmen, die die Schaden-, Unfall- oder 
Krankenversicherung betreiben, muß daher der 
Katalog der Verweisungen in dieser Verordnung so 
weit geändert und ergänzt werden, daß den Ver-
pflichtungen aus der Richtlinie Rechnung getragen 

wird. Im Interesse der Rechtsbereinigung wäre es 
an sich wünschenswert gewesen, die genannte Ver-
ordnung von 1943, von der ohnehin nur noch we-
nige Sätze gelten, aufzuheben und die öffentlich

-

rechtlichen Versicherer in das Versicherungsauf-
sichtsgesetz einzubeziehen, soweit die Gesetz-
gebungszuständigkeit des Bundes reicht. Dieser 
Weg soll jedoch zur Zeit noch nicht beschritten wer-
den, da insbesondere im Bereich der öffentlich-
rechtlichen Lebensversicherungseinrichtungen die 
entsprechende Anwendung von Bestimmungen des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes die einzige Rechts-
grundlage für die Beaufsichtigung darstellt und ge-
rade in diesem Bereich keine Notwendigkeit zur 
Änderung des jetzigen Rechtszustandes besteht. Die 
generelle Neuregelung soll daher einem späteren 
Zeitpunkt vorbehalten bleiben und wird anläßlich 
der Transformierung der zu erwartenden Richtlinie 
für die Lebensversicherung zu prüfen sein. 

Die Richtlinie zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit bedingt lediglich die Auf-
hebung von zwei Vorschriften (§ 106 Abs. 2 letzter 
Satz, § 111 Abs. 2), nach denen der zuständige Mi-
nister ausländischen Versicherern die Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb im Inland nach freiem Ermessen 
erteilen und wieder entziehen konnte. Von dieser 
Möglichkeit war ohnehin seit Jahrzehnten kein Ge-
brauch mehr gemacht worden. Sie bleibt nur noch 
für Unternehmen aus Drittländern erhalten. 

Der Gesetzentwurf erfordert eine Personalverstär-
kung des Bundesaufsichtsamts für das Versiche-
rungswesen um mindestens 9 Beamte. Diese Plan-
stellen müssen im Haushalt zusätzlich bewilligt wer-
den. Der Vollzug des neuen Gesetzes führt für den 
Bund zu zusätzlichen Personalausgaben in Höhe von 
rd. 350 000 DM jährlich. Dazu kommen sächliche 
Verwaltungsausgaben von rd. 40 000 DM jährlich 
sowie einmalige Ausgaben für Investitionen in 
Höhe von rd. 25 000 DM. Gemäß § 101 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes werden 90 vom Hundert der 
entstandenen Kosten des Bundesaufsichtsamts durch 
die beaufsichtigten Versicherungsunternehmen er-
stattet. 

Der Personalmehrbedarf beruht vornehmlich auf der 
Unterstellung von rd. 100 in- und ausländischen 
Transportversicherern unter die Aufsicht, der laufen-
den jährlichen Überwachung der nunmehr genau zu 
berechnenden Anforderungen an die Kapitalaus-
stattung der Versicherungsunternehmen und der ver-
stärkten Zusammenarbeit zwischen den Versiche-
rungsaufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Nach Vorliegen erster Erfahrungen mit der Ausfüh-
rung des Gesetzes muß geprüft werden, ob die neuen 
Aufgaben eine darüber hinausgehende Personalver-
stärkung des Bundesaufsichtsamts notwendig 
machen. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 11 (Recht der Wirtschaft — 
privatrechtliches Versicherungswesen). 
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B. Besonderer Teil 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist fol-
gendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Nach der Richtlinie werden alle Direktversicherer 
unabhängig von den betriebenen Zweigen der Auf-
sicht unterstellt, also auch die in Deutschland bisher 
nach § 1 Abs. 3 und § 148 aufsichtsfreien Hypothe-
kenschutz-, Kursverlust- und Transportversicherer. 
Dem trägt die Neufassung des § 1 Rechnung. Die 
bestehenbleibenden Ausnahmen, die nach der Richt-
linie zulässig sind (u. a. für Unterstützungskassen 
und kommunale Schadenausgleiche) werden in Ab-
satz 3 unter dem neuen Eingangssatz „Der Aufsicht 
nach diesem Gesetz unterliegen nicht" zusammen-
gefaßt. Diese Fassung entspricht dem § 2. Sie er-
scheint auch richtiger als die bisherige Formulie-
rung „Nicht als Versicherungsunternehmung anzu-
sehen sind", weil mit den im Laufe der Zeit ange-
fügten Absätzen 3 bis 5 auch Unternehmen von der 
Versicherungsaufsicht freigestellt wurden, die an 
sich den Betrieb von Versicherungsgeschäften zum 
Gegenstand haben. 

Von den bisher in § 148 genannten Ausnahmen 
bleiben damit nur die Rückversicherungsunterneh-
men übrig. Diese sind bereits aufgrund der inzwi-
schen erloschenen Ermächtigung des § 148 Abs. 1 
Satz 2 durch die Verordnung vom 2. Dezember 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 696) einer beschränkten Auf-
sicht unterstellt worden. Für diese Rückversicherer 
gelten danach vor allem die Bilanzierungsvorschrif-
ten und die zu ihrer Überwachung erlassenen Be-
stimmungen. Es erscheint angebracht, diese Rege-
lung in den § 1 Abs. 2 zu übernehmen, so daß 
§ 148 insgesamt aufgehoben werden kann. Die Ein-
führung des § 138 ist eine Folge der Änderung der 
§§ 137, 138 durch das Einführungsgesetz zum Straf-
gesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469). Die Ausnahmen vom Grundsatz des § 1 
Abs. 1 sind nunmehr in den Absätzen 2 und 3 zu-
sammengefaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Der zentrale Begriff des Geschäftsplans wird beibe-
halten. Der nach Artikel 9 der Richtlinie bei einem 
Antrag auf Erlaubniserteilung vorzulegende Tätig-
keitsplan enthält im wesentlichen die gleichen An-
forderungen, die auch bisher aufgrund der Verwal-
tungsübung gefordert wurden, ohne daß sie im Ge-
setz detailliert genannt waren. In dem neuen Ab-
satz 4 sind einige zum Tätigkeitsplan gehörende 
Angaben zusätzlich im einzelnen aufgeführt. Dieser 
Absatz 4 kann auch für die Lebensversicherung 
gelten. Dagegen muß bei den Solvabilitätsanforde-
rungen des Absatzes 6 eine Ausnahme für die Le-
bensversicherung gemacht werden, weil hierfür eine 
wesentlich andere Solvabilitätsregelung zu erwar-
ten ist. Insoweit verbleibt es bei der Generalklau-
sel des § 8 Abs. 1 Nr. 2. 

Absatz 5 enthält die nach der Richtlinie vorge-
sehenen Freistellungen von der Vorlagepflicht für 
Versicherungsbedingungen und Tarife in einzelnen 
Versicherungssparten. In der Transportversicherung 
brauchen die Versicherungsbedingungen und die 
Tarife, in der Kredit- und Kautionsversicherung die 
Tarife nicht vorgelegt zu werden. Daraus ergibt 
sich, daß insoweit entsprechend der bisherigen 
Rechtslage auch keine Genehmigung erforderlich 
ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

In § 6 Abs. 1 wurde der räumliche Geltungsbereich 
der Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb dem modernen 
Sprachgebrauch angepaßt. Der in der Richtlinie ver-
wendete Begriff „Zulassung" wurde nicht übernom-
men; vielmehr wurde an dem im Versicherungsauf-
sichtsgesetz durchgehend verwendeten Begriff „Er-
laubnis zum Geschäftsbetrieb" festgehalten. Beide 
Ausdrücke sind gleichbedeutend und werden auch 
in den folgenden Erläuterungen in diesem Sinne 
verwendet. 

Die Absätze 2 bis 4 des § 6 tragen dem Artikel 7 
der Richtlinie Rechnung, der eine Zulassung nach 
den im Anhang zur Richtlinie aufgeführten Ver-
sicherungszweigen vorschreibt. Das Gesetz verwen-
det hier — wie auch in der Anlage — die Bezeich-
nung Versicherungssparte; denn der in der deut-
schen Versicherungspraxis gewachsene Begriff des 
Versicherungszweiges deckt sich nicht mit der Ein-
teilung der Richtlinie, die für die Zulassung und den 
Mindestgarantiefonds bindend ist. Der deutsche Be-
griff des Versicherungszweiges soll jedoch vorerst 
in seiner alten Bedeutung erhalten bleiben, da sie 
auch für die Rechnungslegung zugrunde gelegt wird. 

Im Absatz 4 ist die Regelung des Anhangs C zur 
Richtlinie (Deckung von Zusatzrisiken aus anderen 
Sparten) übernommen worden, so daß die Anlage 
zum Versicherungsaufsichtsgesetz auf die Teile A 
und B beschränkt werden kann. Die im letzten Satz 
gemachte Einschränkung für die Lebens-, Kranken-, 
Kredit- und Kautionsversicherung sowie die Rechts-
schutzversicherung ergibt sich aus dem in Deutsch-
land geltenden Grundsatz der Spartentrennung. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

§ 7 Abs. 1 nennt die zulässigen Rechtsformen für 
private Versicherungsunternehmen, die nunmehr für 
alle Versicherungszweige gelten. Die Zulässigkeit 
öffentlich-rechtlicher Versicherungseinrichtungen er-
gibt sich aus der weitergeltenden Verordnung über 
die Durchführung der Verordnung zur Vereinheit-
lichung der Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 363). 

In Absatz 2 wird entsprechend Artikel 8 Abs. 1 
Buchstabe b der Richtlinie ausdrücklich klargestellt, 
daß die Versicherungsunternehmen Spezialunter-
nehmen sein müssen und keine versicherungsfrem-
den Geschäfte betreiben dürfen. 
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Zu Artikel 1 Nr. 5 

Die bisher aus verfassungsrechtlichen Gründen 
schon nicht mehr angewendeten Bestimmungen über 
die Bedürfnisprüfung bei Neuzulassungen stehen 
im Widerspruch zu Artikel 8 Abs. 4 und Artikel 10 
Abs. 4 der Richtlinie. Absatz 1 Nr. 3 sowie Absatz 2 
Satz 1 des § 8 sind daher zu streichen. Die Ermäch-
tigung in Absatz 2 Satz 2 ist gemäß Artikel 129 
Abs. 3 GG bereits erloschen. Da nach der Richtlinie 
für den Bereich der Schaden-, Unfall- und Kranken-
versicherung die Erfüllbarkeit der Verpflichtungen 
aus den Verträgen durch die Bildung ausreichender 
versicherungstechnischer Rückstellungen und die 
vorgeschriebene Kapitalausstattung (Solvabilitäts-
spanne und Mindestgarantiefonds) als gegeben an-
gesehen werden soll und überdies ein Rechtsan-
spruch auf die Zulassung gewährt wird, entfällt auch 
der bisherige Absatz 3 Satz 2 über die Forderung 
besonderer Sicherheiten. 

Die bestehenbleibenden Möglichkeiten, Sicherheiten 
zu verlangen, werden in den §§ 106 a und 106 b ge-
regelt. Die im letzten Halbsatz des bisherigen Ab-
satzes 3 enthaltene Regelung über die Vorbehalte 
in den Rückgabebedingungen wird für beide ge-
meinschaftlich in § 106 Abs. 4 getroffen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

In § 13 wird klargestellt, daß Änderungen der bei der 
der Erlaubniserteilung vorgelegten Tarife nur in 
der Lebensversicherung und den in § 12 genannten 
Versicherungen genehmigungspflichtige Geschäfts-
planänderungen sind. Dies entspricht der bisheri-
gen Aufsichtspraxis; materielle Änderungen treten 
damit nicht ein. 

Als Absatz 2 werden die in Artikel 8 Abs. 2 der 
Richtlinie enthaltenen Erfordernisse bei räumlicher 
oder sachlicher Ausdehnung des Geschäftsbetriebs 
übernommen. Da hier die Solvabilitätsspanne und 
der summenmäßig festgelegte Mindestgarantiefonds 
erwähnt sind, kann Absatz 2 keine Anwendung für 
die Lebensversicherung finden. Die erforderliche 
aufsichtsbehördliche Prüfung vor der Genehmigung 
der Geschäftsplanänderung sowie die möglichen 
Versagungsgründe werden wie bisher dem § 8 ent-
nommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

§ 14 Abs. 1 ist sprachlich gestrafft worden. Die aus-
drückliche Erwähnung, daß Rückstellungen und Bei-
tragsüberträge mit zu übertragen sind, erscheint 
nicht notwendig, da sie selbstverständlich zum Be-
stand gehören. Nach wie vor kann aber in Sanie-
rungsfällen ein Bestand auch dann durch Gesamt-
akt übertragen werden, wenn keine oder nur un-
zureichende versicherungstechnische Rückstellungen 
mit übertragen werden können. Weggefallen ist 
auch das Erfordernis, daß ein Teilbestand stets 
einen ganzen Zweig umfassen müsse, denn das 

hätte zu Zweifeln führen können, ob die Abgren-
zung wie bei der Zulassung nach Sparten oder wie 
bisher und bei der Rechnungslegung nach Zweigen 
vorgenommen werden soll. Der Gesetzestext ver-
wendet die neutrale Fassung des Artikels 21 der 
Richtlinie „ganz oder teilweise". Auch diese Fas-
sung setzt aber voraus, daß ein Teilbestand als sol-
cher nach objektiven versicherungstechnischen oder 
versicherungsvertraglichen Merkmalen abgegrenzt 
werden kann und nicht willkürlich für den Zweck 
der Übertragung gebildet wird. 

Aufgrund des Artikels 21 Abs. 1 der Richtlinie 
wurde Absatz 1 Satz 2 eingefügt. 

Absatz 2 ist sprachlich ohne materielle Änderungen 
neu gefaßt worden. Absatz 3 ist notwendig, weil 
für die Lebensversicherung eine andere Solvabili-
tätsregelung zu erwarten ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Da nach der Richtlinie für die Zulassung zwingend 
ein Mindestgarantiefonds gefordert werden muß, 
kann § 23 in dieser Allgemeinheit nicht aufrechter-
halten werden. Die Bestimmung wird daher als Son-
derbestimmung für kleinere Versicherungsvereine 
der Lebensversicherung (d. h. Pensionskassen und 
Sterbekassen) nach § 53 b übernommen. Für klei-
nere Vereine der Kranken- und Schadenversiche-
rung im Sinne des § 156 a gilt § 53 d nicht; im Ge-
gensatz zu den Pensionskassen entspricht ein völli-
ger Verzicht auf den Gründungsstock jedoch nicht 
der Verwaltungsübung in diesem Bereich. Nach der 
Neuregelung kann die Aufsichtsbehörde daher für 
diese Vereine den Gründungsstock zwar unabhän-
gig von § 53 d Abs. 2 festsetzen, aber wegen § 22 
VAG nicht völlig darauf verzichten. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Da § 23 aufgehoben wird, kann auch § 37 Abs. 2 
nicht mehr allgemein für Versicherungsvereine An-
wendung finden. Er wird als Satz 2 in den neuen 
§ 53 b übernommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Die Ergänzung des § 40 Abs. 1 entspricht der Fas-
sung des § 181 des Aktiengesetzes, die diese Be-
stimmung durch die Transformierung der Ersten 
Richtlinie zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts 
vom 9. März 1968 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 65 vom 14. März 1968) erhal-
ten hat. Ihrem Wortlaut nach verlangte die Richt-
linie zwar nur eine Anpassung des Rechts der 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung. Das Gesetz zur Durchführung der Ersten Richt-
linie des Rats der Europäischen Gemeinschaften zur 
Koordinierung des Gesellschaftsrechts vom 15. Au-
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1146) hat in seinem 
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Artikel 4 aber auch das Recht des Versicherungs-
vereins auf Gegenseitigkeit entsprechend Artikel 2 
Abs. 1 Buchstabe d der genannten Richtlinie ge-
ändert, „da die Regelung über die Offenlegung der 
Vertretungsbefugnis der Vorstandsmitglieder und 
Abwickler von Versicherungsvereinen auf Gegen-
seitigkeit den Vorschriften für Vorstandsmitglieder 
und Abwickler von Aktiengesellschaften entspricht" 
(Begründung zum Gesetzentwurf, Bundestagsdruck-
sache V/3862, S. 13). 

Diese Übereinstimmung bestand jedoch nicht nur 
für die geänderten §§ 30 und 32 VAG, sondern auch 
hinsichtlich der Notwendigkeit und der konstituti-
ven Wirkung der Eintragung im Handelsregister bei 
Satzungsänderungen. Auch hier sollte daher die 
Übereinstimmung nunmehr wieder hergestellt wer-
den und § 40 VAG ebenso wie seinerzeit § 181 des 
Aktiengesetzes entsprechend Artikel 2 Abs. 1 Buch-
stabe c der genannten Richtlinie geändert werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 8 und 9 wird 
verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 

Die Zwischenüberschrift 1 in Abschnitt IV war be-
reits durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen vom 20. Dezember 1974 (Bun-
desgesetzbl. I S. 3693) geändert worden, weil an 
die Stelle des bisherigen § 54 eine Reihe neuer Vor-
schriften über die Vermögensanlage der Versiche-
rungsunternehmen getreten ist. Nunmehr werden 
noch vor den § 54 an den Anfang dieses Titels 
weitere drei wichtige und umfangreiche Vorschrif-
ten über die Berechnung und Feststellung der Sol-
vabilitätsspanne sowie die Höhe des Garantiefonds 
für die einzelnen Versicherungssparten eingefügt. 
Daher empfiehlt sich eine Aufteilung des ersten 
Titels in zwei Titel: 

1. Kapitalausstattung. Vermögensanlage (§§ 53 c 
bis 54 d), 

1. a. Rechnungsbelegung, Bilanzprüfung (§§ 55 bis 
64) . 

Zu Artikel 1 Nr. 13 

§ 53 c 

§ 53 c Abs. 1 enthält die grundlegende Bestimmung 
über die Bildung ausreichender Garantiemittel. Da 
konkrete Vorschriften über die Höhe der Kapital-
ausstattung der Versicherungsunternehmen dem 
deutschen Gesetz bisher fremd waren, stellt Satz 1 
zunächst die Verbindung zu § 8 Abs. 1 Nr. 2 her, 
aus dem allein bisher die Forderung nach ausrei-
chender finanzieller Ausstattung der Unternehmen 

hergeleitet wurde. Die in der Richtlinie verwende-
ten Begriffe entsprechen nicht der Terminologie im 
deutschen Recht. Die Bezeichnung Solvabilitäts-
spanne hat sich allerdings inzwischen innerhalb der 
Staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
schon so weit eingebürgert, daß sie auch ins Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz übernommen werden soll. 
Um die Unklarheit der Richtlinie zu vermeiden, ob 
damit der nach dem festgelegten Schema errechnete 
Sollbetrag oder das vorhandene Eigenkapital ge-
meint sein soll, wird der Begriff Solvabilitätsspanne 
im Versicherungsaufsichtsgesetz stets nur in der Be-
deutung des Sollbetrages verwendet, das vorhan-
dene Kapital dagegen als Eigenmittel bezeichnet. 
Der übliche Begriff Eigenkapital, der auch in ande-
ren gesetzlichen Regelungen (z. B. im Gesetz über 
das Kreditwesen) verwendet wird, erscheint im Hin-
blick auf die in Absatz 5 (vor allem Nr. 4 und 5) 
geregelte Zusammensetzung nicht passend. 

Absatz 1 Satz 2 ff. enthält die Regelung des Arti-
kels 16 Abs. 2 und den Eingangssatz des Artikels 16 
Abs. 3 der Richtlinie. Die detaillierte Berechnungs-
weise für Beitrags- und Schadenindex wird in die 
Absätze 2 und 3 übernommen. Dabei werden jedoch 
die in der deutschen Rechnungslegung üblichen 
Bezeichnungen verwendet, da die Solvabilitäts-
spanne jeweils aufgrund des jährlichen Rechnungs-
abschlusses berechnet wird. 

Wegen der grundlegenden Bedeutung, die der Sol-
vabilitätsspanne und dem Mindestgarantiefonds 
künftig für die Aufsicht zukommen, erscheint es 
auch geboten, die neue Regelung vollständig im Ge-
setz zu treffen. Wie in der Richtlinie sind lediglich 
Rechnungseinheiten im Gesetz genannt. Die Um-
rechnung in Deutsche Mark ergibt sich aus § 53 e, 
die Parität und ihre Änderungen sind vom Bundes-
minister der Finanzen jeweils im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. Auf diese Weise ist die erforder-
liche Flexibilität ohne Änderungen des Gesetzes 
gewährleistet. 

Die Sonderregelung für die nach Art der Lebens-
versicherung betriebene Krankenversicherung ist in 
Absatz 4 aufgenommen. Nach dieser Bestimmung 
müssen Krankenversicherungsunternehmen unter 
Umständen eine zweifache Berechnung der Solva-
bilitätsspanne vornehmen, da nicht für alle betrie-
benen Arten die vier genannten Voraussetzungen 
gegeben sind. Die Merkmale der Nummern 2 und 4 
fehlen bei kurzfristigen Versicherungen, wie z. B. 
bei der Auslandskrankenversicherung und der Rest-
kaufgeldversicherung. Für diesen Teil des Geschäfts 
sind daher die Berechnungen der Solvabilitäts-
spanne mit den vollen Vom-Hundert-Sätzen vorzu-
nehmen. 

Absatz 5 enthält den Katalog der anzurechnenden 
Eigenmittel. 

In Nummer 1 wird die Anrechnung der eingezahl

-

ten und nicht eingezahlten Teile des Grundkapitals 
bzw. des Gründungsstocks nach Artikel 16 Abs. 1 
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der Richtlinie zusammengefaßt. Ausgangspunkt für 
die Berechnung ist der voll ausgewiesene Passiv-
posten. Sind mindestens 25 vom Hundert einge-
zahlt - bei Aktiengesellschaften ist dies schon we-
gen § 36 Abs. 2 Satz 2 des Aktiengesetzes stets der 
Fall -, ist nach der Richtlinie die Hälfte des nicht 
eingezahlten Teils abzuziehen. Anderenfalls muß 
der nicht eingezahlte Teil voll abgezogen werden. 

Nummer 4 trägt der Garantiefunktion der Nach-
schüsse bei Versicherungsvereinen Rechnung. Wäh-
rend nach der bisherigen Verwaltungsübung diese 
Nachschußpflicht zu einer Herabsetzung der Kapital-
anforderungen an diese Vereine um 20 vom Hun-
dert geführt hat, soll nunmehr die Möglichkeit der 
Nachschußerhebung bis zu 50 vom Hundert als vor-
handene Eigenmittel angerechnet werden. Sie darf 
allerdings nicht mehr als die Hälfte der insgesamt 
vorhandenen Eigenmittel ausmachen. 

Die Formulierung der Richtlinie in Artikel 16 Abs. 1 
Satz 2 („freies unbelastetes Eigenkapital unter 
Nichtberücksichtigung immaterieller Werte") ist in 
das Berechnungsschema einbezogen worden; inso-
weit ist ausdrücklich ein Abzug vorgeschrieben. 

Falls noch weitere als die ausdrücklich aufgeführten 
immateriellen Werte ausgewiesen sind, müssen 
auch diese abgesetzt werden. 

Absatz 6 enthält eine Ergänzung der Rechnungs-
legungsvorschriften, die dem Artikel 19 der Richt-
linie entspricht. 

Nach Absatz 7 gelten die aus der Richtlinie über-
nommenen Vorschriften über die Solvabilitäts-
spanne nicht für die Lebensversicherung. Für sie er-
gibt sich die erforderliche Höhe der Kapitalausstat-
tung wie bisher aus § 8 Abs. 1 Nr. 2. 

§ 53 d 

§ 53 d entspricht Artikel 17 der Richtlinie. Eine nach 
Absatz 2 Buchstabe c mögliche Minderung der An-
forderungen für Versicherungsvereine auf Gegen-
seitigkeit erscheint im Hinblick auf § 53 c Abs. 5 
Nr. 4 nicht vertretbar. Für bestehende Versiche-
rungsvereine mit geringem Beitragsaufkommen ge-
winnt auch die Übergangsregelung in § 133 c Abs. 4 
Bedeutung. 

§ 53 e 

In Absatz 1 Satz 1 wird die Grundbestimmung des 
Artikels 5 Buchstabe a der Richtlinie übernommen. 
Als Satz 2 wird die in § 7 Abs. 3 der Satzung der 
Europäischen Investitionsbank festgelegte Umrech-
nung in Deutsche Mark angefügt. 

Absatz 2 sieht eine offizielle Bekanntgabe der Pari

-

tät der Deutschen Mark gegenüber der Rechnungs

-

einheit durch den Bundesminister der Finanzen vor. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 

Die vorgesehene Ergänzung des durch das Gesetz 
vom 20. Dezember 1974 eingefügten § 54 a schreibt 
entsprechend Artikel 15 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie 
die Belegenheit der Vermögenswerte des gebunde-
nen Vermögens im Tätigkeitsland vor. Eine über 
§ 54 a Abs. 3 hinausgehende ausdrückliche Bestim-
mung über die Kongruenz dieser Vermögensanla-
gen ist dagegen entbehrlich, weil sie sich aus der 
Natur zahlreicher im Katalog des Absatzes 2 ge-
nannter Vermögensanlagen ohnehin ergibt. Soweit 
dies nicht der Fall ist, wird von der Möglichkeit, 
Lockerungen zuzulassen, Gebrauch gemacht. 

Der dem Absatz 5 angefügte Satz 2 soll es der Auf

-

sichtsbehörde ermöglichen, Abweichungen von der 
Belegenheitsvorschrift des Absatzes 1 zu gestatten. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 12 wird ver-
wiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 16 

Die Worte „oder keinen Aufsichtsrat haben" müs-
sen gestrichen werden, weil nach der Neufassung 
des § 7 Versicherungsgeschäfte - abgesehen von 
den in § 64 genannten kleineren Versicherungsver-
einen - nur von Unternehmen in einer Rechtsform 
betrieben werden dürfen, für die ein Aufsichtsrat 
vorgeschrieben ist. Die Freistellung von der Prü-
fungspflicht nach § 64 gilt künftig nur noch .für klei-
nere Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. 

Zu Artikel 1 Nr. 17 

Die Bestellung eines Treuhänders zur Überwachung 
des Deckungsstocks muß aufgrund des Artikel 18 
Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie auf die Lebens- und 
Krankenversicherung beschränkt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 

Mit § 81 b werden die in Artikel 20 der Richtlinie 
vorgesehenen Maßnahmen in das Versicherungs-
aufsichtsgesetz übernommen. Dies wird trotz der 
allgemeinen Anordnungsbefugnis nach § 81 Abs. 2 
notwendig, weil insoweit nach der Richtlinie ganz 
konkrete Maßnahmen vorgesehen sind, die das Er-
messen der Aufsichtsbehörde in gewissem Sinne 
einschränken. 

Neben die Möglichkeit, einen Solvabilitätsplan oder 
im Falle des Absatzes 2 einen Finanzierungsplan 
zu verlangen, tritt unter der Voraussetzung des Ab-
satzes 2 und des Absatzes 4 auch die Befugnis, die 
freie Verfügung über die Vermögensgegenstände 
des Versicherungsunternehmens einzuschränken 
oder zu untersagen. Ein solches behördliches Ver- 
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äußerungsangebot steht nach § 136 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs in seinen Auswirkungen einem gesetz-
lichen Veräußerungsverbot gleich. Verbotswidrige 
Veräußerungen sind den Versicherten gegenüber 
unwirksam, da ein Veräußerungsverbot der Auf-
sichtsbehörde im Rahmen der allgemeinen Aufsichts-
befugnisse zur Wahrung der Belange der Versicher-
ten ergeht. 

Die Anordnungen nach Absatz 1 und 2 sind in ent-
sprechender Anwendung des § 81 Abs. 3 durch 
Zwangsgeldfestsetzung erzwingbar, während das 
Veräußerungsverbot unmittelbar wirkt. Die weit-
gehend auf die Solvabilitätsspanne und den Garan-
tiefonds bezogenen Regelungen sollen gemäß Ab-
satz 5 für die Lebensversicherung ausgeschlossen 
bleiben. 

Zu Artikel 1 Nr. 19 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 16 wird ver-
wiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 20 

Die Bestimmung über den Widerruf der Erlaubnis 
ist aufgrund des Artikels 22 der Richtlinie neu ge-
faßt worden. Entgegen der bisherigen Terminologie 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes, das als Gegen-
stück zur Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb in § 87 
die Untersagung des Geschäftsbetriebs regelte, ist 
nunmehr - wie in der Richtlinie - vom Widerruf der 
Erlaubnis die Rede. Damit wird verdeutlicht, daß 
es sich hier tatsächlich um den Widerruf eines be-
günstigenden Verwaltungsaktes handelt. Ebenso 
wie die Erlaubnis kann der Widerruf einzelne Spar-
ten betreffen; es kann aber auch die Erlaubnis für 
den gesamten Geschäftsbetrieb widerrufen werden. 
Absatz 1 enthält nach dem so veränderten Ein-
gangssatz die Untersagungsgründe des bisherigen 
§ 87 und den Widerrufsgrund nach Artikel 22 Abs. 1 
Buchstabe a der Richtlinie. Neu hinzugekommen ist 
im Absatz 2 aufgrund der Richtlinie die Möglich-
keit, daß die Erlaubnis für den gesamten Geschäfts-
betrieb auch dann widerrufen werden kann, wenn 
das Unternehmen außerstande ist, den genehmigten 
Solvabilitäts- oder Finanzierungsplan zu erfüllen. 
Absatz 3 enthält die bisher in § 87 Abs. 1 letzter 
Halbsatz umschriebenen Wirkungen des Widerrufs 
und stellt damit zugleich klar, daß die bestehen-
den Versicherungsverträge durch den Widerruf als 
solchen nicht unmittelbar berührt werden, sondern 
unverändert weiterlaufen. 

In Absatz 4 werden die im alten Absatz 2 und in 
Artikel 22 Abs. 1 Unterabsatz 2 letzter Satz vorge-
sehenen Befugnisse und Pflichten der Aufsichtsbe-
hörde bei Widerruf der Erlaubnis zusammengefaßt. 
Absatz 5 entspricht dem bisherigen Absatz 3; er 
wurde lediglich der neuen Terminologie angepaßt. 
Die Bestimmung trägt der Tatsache Rechnung, daß 
sich ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 

nach Widerruf der Erlaubnis für den gesamten Ge-
schäftsbetrieb keinen anderen Geschäftszweck als 
das Betreiben von Versicherungsgeschäften beile-
gen kann. Es muß daher notwendig eine Liquidation 
stattfinden. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 bis 25 

Wesentliche Änderungen werden durch die Richt-
linie in Abschnitt VI für die ausländischen Versiche-
rungsunternehmen notwendig, weil in diesem Be-
reich nunmehr unterschiedliche Regelungen für Un-
ternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Unternehmen 
mit Sitz in sogenannten Drittländern außerhalb des 
Gebiets der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
getroffen werden müssen. 

An die praktisch unveränderte Grundsatzbestim-
mung über die Zulassungsbedürftigkeit in § 105 
schließt sich ein geänderter § 106 an, in dem die 
Zuständigkeiten für die Erlaubniserteilung abge-
grenzt und die für alle ausländischen Versicherungs-
unternehmen einheitlich geltenden Zulassungsvor-
aussetzungen - die Errichtung einer Niederlassung 
und die Bestellung eines Hauptbevollmächtigten - 
zusammengefaßt sind. Die neu eingefügten §§ 106 a 
und 106 b enthalten die differenzierten Zulassungs-  
und Widerrufsregelungen für Versicherungsunter-
nehmen mit Sitz in Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und solchen mit 
Sitz in Drittländern. Die §§ 107 bis 110 treffen wie 
bisher Sonderregelungen für die laufende Ge-
schäftstätigkeit und die Beaufsichtigung aller aus-
ländischen Versicherungsunternehmen. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 

Zur Klarstellung ist es geboten, in § 105 Abs. 1 
deutlich zu machen, daß ausländische Versicherungs-
unternehmen, die ausschließlich die Rückversiche-
rung betreiben wollen, keiner Zulassung nach dem 
Versicherungsaufsichtsgesetz bedürfen und daher 
auch nicht über § 105 Abs. 2 den in § 1 Abs. 2 ge-
nannten Bestimmungen unterworfen sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 22 

Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
haben nunmehr ebenso wie inländische Versiche-
rungsunternehmen einen Rechtsanspruch auf Zu-
lassung, wenn sie die gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Da insoweit eine Ermessensentscheidung 
entfällt, die gegebenenfalls auch politische Gründe 
oder die Gewährleistung der Gegenseitigkeit mit 
berücksichtigen könnte, wird die Entscheidung über 
den Antrag auf Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb dem 
ohnehin mit der Prüfung des Antrags befaßten Bun-
desaufsichtsamt überlassen. Diese Befugnis wird 
ihm sowohl für Schaden- als auch für Lebensver-
sicherungsunternehmen mit Sitz im Gebiet der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft übertragen. Ledig- 
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lieh für die sogenannten Drittland-Versicherungs-
unternehmen soll auch weiterhin der zuständige 
Bundesminister die Erlaubnis erteilen. 

Der Absatz 3 behandelt den im alten § 106 Abs. 2 
Nr. 3 erwähnten Hauptbevollmächtigten. Ein Haupt-
bevollmächtigter ist für jedes ausländische Ver-
sicherungsunternehmen zu bestellen, also sowohl 
für Versicherungsunternehmen mit Sitz innerhalb 
des Gebiets der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft als auch für Versicherungsunternehmen aus 
Drittländern. Dabei ist außer der schon bisher im 
§ 106 enthaltenen Umschreibung der gesetzlichen 
Vollmacht des Hauptbevollmächtigten auch die bis-
her in § 108 getroffene Regelung über die Pflichten 
des Hauptbevollmächtigten nach § 106 Abs. 3 über-
nommen. Die bestehende gesetzliche Regelung ver-
langt, daß der Hauptbevollmächtigte im Reiche 
wohnt; nach der Richtlinie ist vorgesehen, daß er 
seinen Wohnsitz und ständigen Aufenthaltsort im 
Tätigkeitsland hat. Artikel 10 Abs. 1 Buchstabe d 
regelt dies zwar ausdrücklich nur für den Haupt-
bevollmächtigten der Unternehmen mit Sitz in der 
Gemeinschaft; für die Hauptbevollmächtigten der 
Versicherungsunternehmen aus Drittländern sollte 
aber nichts anderes gelten. Wichtig für die Auf-
sichtsführung und für die Belange der Versicherten 
ist dabei, daß der für den Geschäftsbetrieb in erster 
Linie verantwortliche Hauptbevollmächtigte sich tat-
sächlich ständig im Geltungsbereich des Gesetzes 
aufhält und erforderlichenfalls dort auch in An-
spruch genommen werden kann. In Absatz 4 wird 
die bisher in § 8 Abs. 3 Satz 2 letzter Halbsatz ent-
haltene Regelung übernommen, da künftig nur noch 
für bestimmte ausländische Versicherungsunterneh-
men Sicherheiten verlangt werden können. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 

§ 106 a 

In Absatz 1 werden die erforderlichen Zulassungs-
unterlagen für Versicherungsunternehmen mit Sitz 
im Gebiet der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft aufgeführt. Damit liegt fest, welche Voraus-
setzungen für den Rechtsanspruch auf die Zulassung 
erfüllt werden müssen. Als wichtigste Unterlage 
wird in Nummer 1 der Geschäftsplan für die Nieder-
lassung genannt. Die einzelnen Bestandteile des Ge-
schäftsplans ergeben sich aus § 5. Da die Nieder-
lassung als solche keine selbständige Rechtsper-
sönlichkeit ist, muß ausdrücklich die Vorlage der 
Satzung des ausländischen Versicherungsunterneh-
mens vorgeschrieben werden; außerdem sind die 
Mitglieder des Vertretungsorgans und eines Auf-
sichtsorgans zu benennen. Nummer 1 entspricht da-
mit Artikel 10 Abs. 1 Buchstabe a und c der ,Richtlinie. 
Der im Rahmen des Geschäftsplans zu führende 
Nachweis über die vorhandenen Eigenmittel des 
Unternehmens wird wegen seiner Bedeutung ge-
sondert in Nummer 3 genannt. Dies entspricht der 
allgemeinen Regelung, wie sie in § 5 Abs. 6 vorge-
sehen ist. 

Eine wichtige Zulassungsunterlage ist die in der 
Nummer 2 genannte Bescheinigung der Sitzland-
aufsichtsbehörde. Diese Behörde muß einmal be-
scheinigen, zu welchen Versicherungssparten das 
Unternehmen die Zulassung im Sitzland erhalten 
hat und welche Versicherungstätigkeit es tatsächlich 
ausübt. Besondere Bedeutung hat die unter Buch-
stabe b genannte Bescheinigung darüber, daß aus-
reichende Eigenmittel vorhanden sind, um die Sol-
vabilitätsanforderungen zu erfüllen. Schließlich wird 
unter Buchstabe c die Bestätigung über die Höhe 
des vorhandenen Organisationsfonds gefordert. Die 
Bescheinigung entspricht insgesamt den Anforde-
rungen des Artikels 10 Abs. 1 Buchstabe b der Richt-
linie. 

Nach Absatz 1 Nr. 4 hat das ausländische Unterneh-
men mit seinem Zulassungsantrag die Rechnungs-
abschlüsse der letzten drei Geschäftsjahre vorzu-
legen. Dies entspricht der bisherigen Verwaltungs-
übung; es wird nunmehr entsprechend Artikel 11 
Abs. 2 der Richtlinie ausdrücklich im Gesetz vorge-
schrieben. 

Da es für Lebensversicherungsunternehmen noch 
keine koordinierten, der Höhe nach festgelegten 
Solvabilitätsanforderungen gibt, muß ausdrücklich 
eine Ausnahmebestimmung für die Unternehmen 
eingefügt werden, die eine Erlaubnis zum Betrieb 
der Lebensversicherung beantragen. Die Buchstaben 
b und c des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 können nicht 
angewandt werden, jedoch kann stattdessen wie nach 
bisheriger Verwaltungsübung die Zulassungsbe-
hörde angemessene Sicherheiten sowie einen Orga-
nisationsfonds verlangen. 

Nach Absatz 2 sind die gleichen Unterlagen wie für 
die Zulassung auch für jede Geschäftserweiterung 
sachlicher oder räumlicher Art vorzulegen. Dies ent-
spricht Artikel 10 Abs. 2 der Richtlinie sowie der 
allgemeinen Regelung nach § 13 Abs. 2. 

In Absatz 3 wird klargestellt, daß Versicherungs-
unternehmen mit Sitz innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft einen Zulassungsanspruch 
haben, wenn sie die Anforderungen der §§ 8, 106 
erfüllen. Durch die ausdrückliche Bezugnahme auf 
§ 8 Abs. 1 ist sichergestellt, daß durch die einge-
reichten Unterlagen einmal die dauernde Erfüllbar-
keit der Verpflichtungen aus den Versicherungen 
genügend dargetan sein muß; zum anderen ergibt 
sich daraus, daß der Hauptbevollmächtigte stets die 
an die Geschäftsleiter deutscher Versicherungsun-
ternehmen gestellten Anforderungen erfüllen muß. 
Dabei werden die persönlichen Eigenschaften nur 
dann gegeben sein, wenn er neben der allgemeinen 
fachlichen Vorbildung ausreichende Kenntnisse im 
deutschen Vertrags- und Versicherungsrecht aufzu-
weisen hat und der deutschen Sprache mächtig ist. 

Neu ist, daß an dieser Stelle nunmehr auch Bestim-
mungen über den Widerruf der Erlaubnis getroffen 
werden. Nach der bestehenden Regelung konnte 
ausländischen Versicherungsunternehmen vom Bun- 
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desaufsichtsamt nach § 87 der Geschäftsbetrieb 
untersagt werden. Außerdem bestand nach § 111 
Abs. 2 für den zuständigen Bundesminister die Mög-
lichkeit, den Geschäftsbetrieb nach seinem Ermessen 
zu untersagen. Die Neuregelung muß einerseits die 
zusätzlichen Widerrufsmöglichkeiten der Richtlinie 
für ausländische Versicherungsunternehmen einbe-
ziehen und andererseits unterschiedliche Regelun-
gen für Versicherungsunternehmen mit Sitz im Ge-
biet der Europäischen Gemeinschaften und Versiche-
rungsunternehmen aus Drittländern treffen. Die be-
sonderen Bestimmungen über den Widerruf der 
Erlaubnis bei ausländischen Versicherungsunterneh-
men werden daher jeweils im unmittelbaren Zusam-
menhang mit den Zulassungsbestimmungen in 
§ 106 a für Unternehmen aus dem Gebiet der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und in § 106 b für 
Versicherungsunternehmen aus Drittländern getrof-
fen. 

In § 106 a Abs. 4 wird zunächst der Widerruf im 
Fall des Verlustes der Zulassung im Sitzland er-
wähnt, im übrigen zur Klarstellung die Anwendbar-
keit des § 87 hervorgehoben. Im Satz 2 ist die Mög-
lichkeit einer vorläufigen Untersagung der Ge-
schäftstätigkeit entsprechend Artikel 22 Abs. 2 und 
3 der Richtlinie neu in das Gesetz aufgenommen. 

In Absatz 5 wird schließlich die besondere Befugnis 
des Bundesaufsichtsamts in das Gesetz übernom-
men, Verfügungsbeschränkungen auf Verlangen der 
Sitzlandaufsichtsbehörde zu treffen, wenn diese we-
gen unzureichender Eigenmittel solche Beschränkun-
gen angeordnet hat. Die allgemeine Möglichkeit, ge-
mäß § 81 b Abs. 4 Verfügungsbeschränkungen an-
zuordnen, wird dadurch nicht berührt. Von Absatz 
5 Satz 1 ausgenommen ist die Lebensversicherung. 
Für sie schreibt die Richtlinie und darum auch das 
Gesetz keine bestimmte Höhe der Eigenmittel vor. 
Daher entfallen insoweit Maßnahmen der Aufsichts-
behörde. 

§ 106 b 

In § 106 b werden die Sonderregelungen für aus-
ländische Unternehmen mit Sitz außerhalb des Ge-
biets der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu-
sammengefaßt. Zulassungsbehörde ist gemäß § 106 
Abs. 1 Nr. 2 der Bundesminister der Finanzen. Die 
bisher schon übliche Einreichung des Zulassungs-
antrages mit allen Unterlagen beim Bundesauf-
sichtsamt, das zunächst die fachlichen Voraussetzun-
gen zu prüfen hat, wird in Absatz 1 ausdrücklich 
vorgeschrieben. 

Nummer 1 entspricht § 106 a Abs. 1 Nr. 1. 

Besonderheiten ergeben sich für die in Nummer 2 
geforderte Bescheinigung der zuständigen Behörde 
des Sitzlandes daraus, daß anders als bei Unter-
nehmen aus dem Gebiet der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, für die nur jeweils die in der 
Richtlinie genannten Rechtsformen in Frage kommen 
können, die zuständige Behörde des Sitzlandes auch 

die Rechtsfähigkeit des Unternehmens bestätigen 
muß. Dies entspricht der auch schon im alten § 106 
Abs. 2 vorgesehenen Nachweispflicht. Hinzu kommt 
wie auch bei den Unternehmen aus dem Gebiet der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, daß die Sitz-
landbehörde bescheinigen muß, in welchem Umfang 
das Unternehmen zum Versicherungsbetrieb zuge-
lassen ist und welche Versicherungstätigkeit es tat-
sächlich ausübt. Da koordinierte Bestimmungen über 
die Solvabilitätsanforderungen mit den Staaten 
außerhalb der Europäischen Gemeinschaften fehlen, 
kann die Aufsichtsbehörde eine Bescheinigung ent-
sprechend § 106 a Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b nicht 
erteilen. Die finanzielle Ausstattung und die wirt-
schaftliche Lage des Unternehmens ist vielmehr an-
hand der vorzulegenden Rechnungsabschlüsse für 
die letzten drei Geschäftsjahre zu prüfen. 

Absatz 2 stellt zunächst klar, daß sich die Anforde-
rungen an die Kapitalausstattung nach § 8 richten. 
Dabei sind die Mindestanforderungen der Richtlinie 
zu erfüllen. Hierzu müssen sich die Unternehmen 
verpflichten, eine besondere Solvabilitätsspanne ent-
sprechend dem Geschäftsumfang der inländischen 
Niederlassung zu bilden, die nach Artikel 25 Abs. 2 
der Richtlinie aus freien unbelasteten Vermögens-
werten besteht, d. h. nicht zur Bedeckung der techni-
schen Reserven herangezogen werden kann. Diese 
Eigenmittel müssen bis zur Höhe des Garantiefonds 
(ein Drittel der Solvabilitätsspanne) im Geltungs-
bereich des Gesetzes belegen sein, der Rest im Ge-
biet der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, das 
insoweit als einheitliches Rechtsgebiet anerkannt 
wird, in dem ein Zugriff auf Garantiemittel ohne 
Schwierigkeiten durchführbar ist. Der Mindestbe-
trag des Garantiefonds muß gemäß Artikel 23 
Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie mindestens die 
Hälfte des nach § 53 d Abs. 2 maßgebenden Betra-
ges erreichen. Über die Belegenheit der zur Be-
deckung der versicherungstechnischen Rückstellun-
gen bestimmten Aktiva braucht an dieser Stelle 
keine Regelung getroffen zu werden, da sich deren 
Belegenheit im Tätigkeitsland für alle zugelassenen 
Unternehmen aus § 54 a Abs. 1 ergibt. 

Trotz der Belegenheitsvorschriften für die Eigen-
mittel bleibt auch weiterhin die Möglichkeit be-
stehen, Sicherheiten zu verlangen, über die das 
Unternehmen nur mit Zustimmung des Bundesauf-
sichtsamts verfügen kann. Entsprechend Artikel 23 
Abs. 2 Buchstabe e der Richtlinie muß mindestens 
ein Viertel des Mindestgarantiefonds nach § 53 d 
Abs. 2 als Kaution verlangt und gestellt werden. 
Die feste Kaution wird auf die Eigenmittel ange-
rechnet. 

Absatz 3 entspricht § 106 a Abs. 2. 

Absatz 4 übernimmt für die Drittlandversicherungs-
unternehmen im Ergebnis die bisherige Regelung 
des § 106 Abs. 2. Im Gegensatz zu den inländischen 
Versicherungsunternehmen und den Unternehmen 
mit Sitz innerhalb der Europäischen Wirtschaftsge- 
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meinschaft werden also nicht die Versagungsgründe 
im Gesetz aufgeführt, sondern es wird festgelegt, 
unter welchen Voraussetzungen eine Erlaubnis er-
teilt werden darf. Einen Rechtsanspruch auf Zu-
lassung haben die Versicherungsunternehmen aus 
Drittländern auch bei Erfüllung der vorgeschriebe-
nen Voraussetzungen nicht. Die Zulassung kann da-
her z. B. vom Vorliegen eines Bedürfnisses, von 
der Gewährleistung der Gegenseitigkeit oder von 
sonstigen Voraussetzungen abhängig gemacht wer-
den. 

Absatz 5 übernimmt die in Artikel 26 der Richtlinie 
vorgesehene Möglichkeit, daß ein Drittland-Ver-
sicherungsunternehmen für seine gesamte Geschäfts-
tätigkeit im Gebiet der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft auf Antrag nur eine Solvabilitäts-
spanne bildet, die einheitlich ermittelt und über-
wacht wird. Ebenso wie die Richtlinie geht der Ge-
setzestext davon aus, daß ein Unternehmen bereits 
in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist und 
zusätzlich die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb in 
Deutschland anstrebt. Die gleiche Möglichkeit be-
steht aber in sinngemäßer Anwendung dieser ge-
setzlichen Regelung, wenn ein Drittland-Versiche-
rungsunternehmen neu auf den Markt der Gemein-
schaft kommt und gleichzeitig die Zulassung in meh-
reren Mitgliedstaaten anstrebt. Das Bundesaufsichts-
amt wird einem Antrag des Unternehmens nur statt-
geben, wenn die übrigen beteiligten Aufsichtsbe-
hörden nach § 111 e zugestimmt haben und eine von 
ihnen die Überwachung der Kapitalausstattung 
übernommen hat. In deren Land muß auch die er-
forderliche Kaution gestellt werden. Sollten sich 
Mißhelligkeiten bei der Durchführung dieser Ge-
meinschaftsüberwachung der Solvabilitätsspanne 
ergeben, kann das Bundesaufsichtsamt seine Ge-
nehmigung widerrufen. 

Diese auch in der Richtlinie vorgesehene Möglich-
keit erscheint erforderlich, um etwaigen Mißbräu-
chen durch die Versicherungsunternehmen wirksam 
begegnen zu können. 

Absatz 6 enthält die notwendigen Ausnahmebe-
stimmungen für die Lebensversicherung. 

Absatz 7 enthält neben den auch in § 106 a Abs. 4 
für Unternehmen mit Sitz innerhalb der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft vorgesehenen Wider-
rufsmöglichkeiten noch den Sonderfall, daß die zur 
Überwachung der Gesamtsolvabilität für das Ge-
biet der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu-
ständige Aufsichtsbehörde die Erlaubnis in ihrem 
Land wegen unzureichender Eigenmittel widerrufen 
hat. Satz 3 übernimmt und verdeutlicht die bisher 
in § 111 Abs. 2 vorgesehene Widerrufsmöglichkeit, 
die im Ermessen des Bundesministers der Finanzen 
liegt. 

Absatz 8 sieht die Möglichkeit von Verfügungsbe-
schränkungen entsprechend § 106 a Abs. 5 Satz 1 
vor. 

Zu Artikel 1 Nr. 24 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 22 Absatz 2 
wird verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 25 

Nach Artikel 18 Abs. 2 der Richtlinie ist es nicht 
mehr zulässig, für Kranken- und Unfallversicherun-
gen, die von Unternehmen mit Sitz in der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft abgeschlossen 
werden, eine Sicherstellung des Deckungsstocks in 
der Weise vorzuschreiben, daß nur mit Genehmi-
gung des Bundesaufsichtsamts darüber verfügt wer-
den kann. Dem trägt Absatz 3 Rechnung. Für diese 
Versicherungen bleibt es gemäß § 105 Abs. 2 bei 
der Regelung des § 79. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 

Die bisher in § 111 Abs. 1 festgelegte Zuständigkeit 
ergibt sich bereits aus dem Gesetz über die Errich-
tung eines Bundesaufsichtsamtes für das Versiche-
rungswesen vom 31. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 480), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 16. 
November 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 2097). 

Die bisher in § 111 Abs. 2 vorgesehene Widerrufs-
möglichkeit ist nur noch für Versicherungsunter-
nehmen aus Drittländern bestehen geblieben und 
wird jetzt in § 106b Abs. 7 am Ende geregelt. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 

Die in der Richtlinie vorgesehene Zusammenarbeit 
der Versicherungsaufsichtsbehörden der Mitglied-
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
wirkt sich in verschiedener Hinsicht auch auf die 
beaufsichtigten Versicherungsunternehmen aus. Es 
erscheint daher geboten, Einzelbestimmungen über 
die Zusammenarbeit insoweit in das Gesetz aufzu-
nehmen, als die Unternehmen unmittelbar betrof-
fen sind. 

So bedarf es einer Festlegung, daß und in welchem 
Umfang trotz grundsätzlich bestehender Amtsver-
schwiegenheit Auskünfte an die Aufsichtsbehörden 
der anderen Mitgliedstaaten gegeben werden dür-
fen, daß der Zulassungsantrag eines Unternehmens 
mit Sitz im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft der Heimat-
aufsichtsbehörde zur Stellungnahme übersandt wird, 
daß die beteiligten Aufsichtsbehörden sich wechsel-
seitig über Aufsichtsmaßnahmen unterrichten und 
daß auch das Ersuchen der Sitzlandaufsichtsbehörde 
unter bestimmten Voraussetzungen ausreichende 
Rechtsgrundlage für aufsichtsbehördliche Maßnah-
men sein kann. 

Für die Zulassung und Beaufsichtigung von Dritt

-

land-Unternehmen gewinnt diese Zusammenarbeit 
ebenfalls Bedeutung, wenn auf Antrag des Ver- 
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sicherungsunternehmens nach § 106h Abs. 5, § 111 e 
für das Gebiet der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft eine einheitliche Solvabilitätsspanne gelten 
soll, für deren Überwachung eine Aufsichtsbehörde 
bestimmt werden muß. 

§ 111 a 

§ 111 a enthält die allgemeine Ermächtigung für das 
Bundesaufsichtsamt, den Aufsichtsbehörden der an-
deren Mitgliedstaaten Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen zu übermitteln. Der Umfang dieser Be-
fugnis wird sowohl inhaltlich als auch dem Emp-
fängerkreis nach durch den letzten Halbsatz be-
grenzt. Zur Ausübung der Aufsicht erforderlich sind 
nur Mitteilungen an Behörden, die ihrerseits Auf-
sichtsbefugnisse über das betroffene Unternehmen 
haben, also in erster Linie die Aufsichtsbehörden 
des jeweiligen Sitzlandes, daneben aber auch die 
Behörden der übrigen Tätigkeitsländer und solche, 
bei denen die Zulassung beantragt wurde. 

§ 111 b 

§ 111 b konkretisiert die wechselseitige Mitwirkung 
im Zulassungsverfahren. 

Nach Absatz 1 hat das Bundesaufsichtsamt zum Zu-
lassungsantrag eines deutschen Versicherungsunter-
nehmens in einem anderen Mitgliedstaat Stellung 
zu nehmen. Um übermäßige Verzögerungen durch 
diese Anhörung zu vermeiden, schreibt das Gesetz 
entsprechend Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie vor, 
daß diese Stellungnahme binnen 3 Monaten seit 
Erhalt des Zulassungsantrages mit der gutachtlichen 
Äußerung der Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaats, 
in dem die Zulassung beantragt wurde, erfolgen 
muß. Anderenfalls gilt das Schweigen als positive 
Stellungnahme. 

Weder das Gesetz noch die Richtlinie sehen die Zu-
stimmung der Sitzland-Aufsichtsbehörde als echte 
Zulassungsvoraussetzung an. Die Zusammenarbeit 
der Aufsichtsbehörden hat aber nur dann Sinn, 
wenn die wechselseitigen Äußerungen auch als Ent-
scheidungshilfen dienen. Aus dieser Sicht erscheint 
die vorgesehene Fiktion einer positiven Stellung-
nahme zweckmäßig und notwendig. 

Absatz 2 trifft eine entsprechende Regelung, wenn 
Versicherungsunternehmen mit Sitz im Gebiet der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Zulas-
sung in der Bundesrepublik Deutschland begehren. 
In diesem Falle ist das Bundesaufsichtsamt befugt, 
eine positive Stellungnahme der Sitzland-Aufsichts-
behörde zu unterstellen, falls diese sich nicht inner-
halb der Dreimonatsfrist geäußert hat. 

§ 111 c 

§ 111 c behandelt die Zusammenarbeit der Aufsichts-
behörden während der laufenden Beaufsichtigung 
und regelt im einzelnen die Unterrichtung im Zu-
sammenhang mit Verfügungsbeschränkungen. 

Nach § 81 b Abs. 2 kann das Bundesaufsichtsamt, 
abgesehen von der Forderung eines Finanzierungs-
plans, eine Verfügungsbeschränkung anordnen, 
wenn die Eigenmittel eines Unternehmens so gering 
sind, daß sie nicht mehr die Höhe des Garantie-
fonds erreichen. § 111 c Abs. 1 sieht vor, daß das 
Bundesaufsichtsamt von derartigen Maßnahmen die 
Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten unterrichtet, 
in denen das Unternehmen ebenfalls zur Direkt-
versicherung zugelassen ist. Es kann die übrigen 
Aufsichtsbehörden dabei auffordern, die gleichen 
Verfügungsbeschränkungen anzuordnen. Artikel 20 
Abs. 3 Satz 3 der Richtlinie sieht vor, daß sie einer 
solchen Aufforderung nachkommen müssen und daß 
dieses Verlangen ausreichende Rechtsgrundlage für 
entsprechende Verfügungsbeschränkungen ist. Hier-
zu bedarf es der Transformierung in das jeweilige 
nationale Aufsichtsrecht. Für die in Deutschland 
tätigen Niederlassungen ist eine solche Regelung 
in § 106 a Abs. 5 Satz 1 getroffen. 

Absatz 2 sieht entsprechend Artikel 20 Abs. 1 der 
Richtlinie vor, daß das Bundesaufsichtsamt die Sitz-
land-Aufsichtsbehörde unterrichtet, ehe es gegen-
über der Niederlassung eines Unternehmens mit 
Sitz im Gebiet der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft Verfügungsbeschränkungen wegen Nichtein-
haltung der Vorschriften über die Bildung ausrei-
chender technischer Reserven oder der Vermögens-
anlagebestimmungen anordnet, wozu es nach § 105 
Abs. 2 in Verbindung mit § 81 b Abs. 4 befugt ist. 

Artikel 21 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinie schreibt vor, 
daß sich die beteiligten Aufsichtsbehörden gegen-
seitig verständigen, bevor sie eine Bestandsüber-
tragung genehmigen. Dem entspricht die Regelung 
in Absatz 3. 

§ 111d 

§ 111 d befaßt sich mit dem Zusammenwirken der 
Aufsichtsbehörden beim Widerruf der Zulassung. 

Nach Absatz 1 ist für das Bundesaufsichtsamt als 
Sitzland-Aufsichtsbehörde vorgeschrieben, daß es 
die Aufsichtsbehörden aller übrigen Tätigkeitslän-
der eines Unternehmens vom Widerruf der Zulas-
sung unterrichtet und sich mit ihnen über die erfor-
derlichen Maßnahmen zum Schutze der Versicherten 
verständigt. Dies entspricht Artikel 22 Abs. 1 Satz 2 
und 3 der Richtlinie und ist Voraussetzung für den 
notwendigen Widerruf der Zulassung der Nieder-
lassungen in den anderen Mitgliedstaaten. 

Absatz 2 behandelt den Widerruf für die deutsche 
Niederlassung eines Unternehmens mit Sitz im Ge-
biet der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Ent-
sprechend Artikel 22 Abs. 2 Satz 2 und 3 der Richt-
linie ist hier zunächst eine Verständigung mit der 
Sitzland-Aufsichtsbehörde vorgesehen, zugleich aber 
auch die Möglichkeit einer vorläufigen Untersagung 
der Geschäftstätigkeit eingeräumt. Auf diese Weise 
können Nachteile infolge der Verzögerung des 
Widerrufs durch die Beteiligung mehrerer Aufsichts

-

behörden verhindert werden. 
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§ 111 e 

§ 111 e regelt das Zusammenwirken der Aufsichts-
behörden der Mitgliedstaaten, wenn ein in mehre-
ren Mitgliedstaaten tätiges Drittland-Versicherungs-
unternehmen nur eine Solvabilitätsspanne für seine 
gesamte Tätigkeit innerhalb der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft bilden will. 

Absatz 1 stellt zunächst klar, daß es hierzu der Zu-
stimmung der beteiligten Aufsichtsbehörden bedarf. 
Hierfür ist es gleichgültig, ob das Unternehmen 
schon in einem Land zugelassen war und weitere 
Zulassungsanträge hinzukommen oder ob gleich-
zeitig die Zulassung in mehreren Mitgliedstaaten 
beantragt wird. Die entsprechende Regelung für die 
erforderliche Genehmigung im Zulassungsverfahren 
enthält § 106 b Abs. 5. 

Absatz 2 legt fest, daß dem Bundesaufsichtsamt die 
Überwachung der Solvabilität für das Gebiet der 
Mitgliedstaaten obliegt, die dem Antrag des Unter-
nehmens zugestimmt haben. Für den Tätigkeitsbe-
reich des Unternehmens innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft stehen dem Bundesauf-
sichtsamt insoweit die gleichen Befugnisse wie einer 
Sitzland-Aufsichtsbehörde zu (§ 81 b Abs. 1 und 2). 
Für den Fall des § 81 b Abs. 2 Satz 2 (Verfügungs-
beschränkung für Vermögensgegenstände) wird 
daher in § 111 e Abs. 3 eine dem § 111 c Abs. 1 ent-
sprechende Regelung getroffen. 

Zu Artikel 1 Nr. 28 

Die §§ 133 a bis 133 e enthalten die für die Ände-
rung des Versicherungsaufsichtsgesetzes erforder-
lichen Übergangsvorschriften, die in den bestehen-
den Abschnitt VIII einzufügen sind. 

§ 133 a 

§ 133 a soll dazu dienen, die bisher aufsichtsfreien 
reinen Transport-Versicherungsunternehmen mög-
lichts einfach der Versicherungsaufsicht zu unterstel-
len. Er gilt entsprechend auch für alle Niederlassun-
gen ausländischer Unternehmen, die nur die Trans-
portversicherung betreiben (§ 105 Abs. 2). Da mit 
einer Verkündung des Gesetzes ein Jahr vor seinem 
Inkrafttreten, wie es nach Artikel 35 Abs. 1 der 
Richtlinie vorgesehen ist, nicht gerechnet werden 
kann, erscheint es geboten, hier nach dem Inkraft-
treten eine weitere Frist von drei Monaten zuzu-
billigen, innerhalb der ein Geschäftsbetrieb im bis-
herigen Umfang fortgesetzt werden kann und ein 
formeller Zulassungsantrag gestellt werden muß. 
Für die Annahme einer dem § 7 entsprechenden 
Rechtsform und die Erfüllung der vollen Solvabili-
tätsanforderungen sollen den bisher aufsichtsfreien 
Unternehmen die gleichen Übergangsfristen zuge-
billigt werden wie den bereits zugelassenen Ver-
sicherungsunternehmen. Zu beachten sind jedoch 
§ 133 b Abs. 2 und § 133 c Abs. 2, wonach jede Aus-
dehnung der Geschäftstätigkeit sowohl in räum-
licher als auch in sachlicher Hinsicht (neue Versiche

-

rungssparten) zur sofortigen Anwendung der Vor-
schriften über die Rechtsform und die Solvabilität 
führt. 

§ 133 b 

§ 133 b übernimmt die in Artikel 30 Abs. 4 Satz 1 
vorgesehene Frist von drei Jahren seit der Bekannt-
gabe der Richtlinie (31. Juli 1973). Innerhalb dieser 
Frist muß das Unternehmen eine der in § 7 ge-
nannten Rechtsformen angenommen haben. Für die 
bereits jetzt zugelassenen Versicherungsunterneh-
men ist dies praktisch ohne Bedeutung, da sie bis 
auf eine Ausnahme alle den Anforderungen ent-
sprechen. Bedeutung gewinnen kann die Bestim-
mung daher nur für die neu unter die Aufsicht kom-
menden Transport-Versicherungsunternehmen, so-
weit sie bisher in einer anderen Rechtsform betrie-
ben wurden. 

§ 133 c 

In § 133 c sind die Übergangsvorschriften für die 
Erfüllung der Solvabilitätsanforderungen aus Arti-
kel 30 der Richtlinie übernommen. 

In Absatz 1 wird zunächst die allgemeine Über-
gangsfrist von fünf Jahren seit Bekanntgabe der 
Richtlinie genannt; in Absatz 2 folgt der Hinweis, 
daß die Vorschriften sofort gelten, wenn ein Unter-
nehmen die Geschäftstätigkeit ausdehnt. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten die in Artikel 30 
der Richtlinie vorgesehenen Erleichterungen, falls 
die Frist des Absatzes 1 nicht eingehalten werden 
kann. Nach Absatz 3 besteht ganz allgemein die 
Möglichkeit, die Erfüllung der Solvabilitätsanforde-
rungen durch einen Solvabilitätsplan hinauszuschie-
ben, der den Voraussetzungen des § 81 b Abs. 1 
entsprechen muß und der aufsichtsbehördlichen Ge-
nehmigung bedarf. 

Absatz 4 übernimmt die Erleichterungen aus Arti-
kel 30 Abs. 2 Buchstabe b der Richtlinie für Unter-
nehmen mit geringem Geschäftsumfang, bei denen 
auch die Bildung des Mindestbetrages des Garantie-
fonds Schwierigkeiten bereiten kann. Sie können 
davon solange befreit werden, bis ihr Beitragsvolu-
men dem Sechsfachen des in § 53 d Abs. 2 festge-
setzten Mindestbetrages des Garantiefonds ent-
spricht. Auch insoweit gelten aber gewisse Ein-
schränkungen für den Fall, daß die Geschäftstätig-
keit ausgedehnt wird. Die in diesem Falle vorge-
sehene Befristung darf sich insgesamt nicht länger 
als bis zum 31. Juli 1983 (10 Jahre nach Bekannt-
gabe der Richtlinie) erstrecken. 

§ 133 d 

Nach § 133 d können die Unternehmen mit Sitz im 
Gebiet anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft beantragen, daß die von 
ihnen gestellten Kautionen freigegeben werden, da 
nach Artikel 10 und 11 der Richtlinie Kautionen von 
ihnen generell nicht mehr verlangt werden dürfen. 
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Voraussetzung ist aber, daß sie zusammen mit dem 
Antrag auf Freigabe der Kaution eine Solvabilitäts-
bescheinigung der Heimataufsichtsbehörde vorle-
gen, durch die nachgewiesen wird, daß das Unter-
nehmen die Solvabilitätsanforderungen der Richt-
linie erfüllt. 

§ 133 e 

Da die Drittland-Versicherungsunternehmen eben-
falls eine Solvabilitätsspanne bilden müssen, be-
stimmt § 133 e, daß die Bestimmungen des § 133 c 
Abs. 1 und 2 entsprechend anzuwenden sind. Die 
Erleichterungen der Absätze 3 und 4 des § 133 c 
sollen jedoch insoweit nicht gelten, da sie in Arti-
kel 31 der Richtlinie nicht vorgesehen sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 29 

Die Versicherungsunternehmen, die ausschließlich 
die Transport- oder die Kursverlustversicherung be-
treiben, unterliegen künftig der Versicherungsauf-
sicht (vgl. hierzu Anlage Teil A). Die beschränkte 
Beaufsichtigung der Rückversicherungsunternehmen 
ist nunmehr in § 1 Abs. 2 geregelt. 

Zu Artikel 1 Nr. 30 

§ 156 a ist als neue Bestimmung in den Abschnitt X 
- Schlußbestimmungen - aufgenommen worden. Er 
dient der Transformierung der in Artikel 3 der 
Richtlinie vorgesehenen Ausnahmen für bestimmte 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit. Sie sol-
len von den Bestimmungen über die Solvabilitäts-
spanne sowie allen daraus hergeleiteten konkreten 
Aufsichtsbefugnissen freigestellt werden. Die Aus-
nahme ist auf Vereine, die nicht eingetragen zu 
werden brauchen, das heißt auf kleinere Vereine, 
beschränkt. Alle anderen Versicherungsvereine sol-
len den Solvabilitätsanforderungen nach §§ 53 c und 
53 d unterworfen werden. Für bestehende Vereine 
mit geringem Geschäftsumfang enthält § 133 c Abs. 4 
eine großzügige Übergangsregelung. Da nur klei-
nere Vereine erfaßt werden, die kein Nichtmitglie-
der-Geschäft gegen feste Beiträge haben, ist dem 
Erfordernis des Artikels 3 Abs. 1, 4. Gedankenstrich 
der Richtlinie Rechnung getragen. Die übrigen Vor-
aussetzungen des Artikels 3 sind ausdrücklich über-
nommen worden. 

Einer Transformierung des Artikels 3 Abs. 2 der 
Richtlinie bedurfte es nicht, da es nach deutschem 
Recht nicht gestattet wird, daß ein Versicherungs-
verein sein gesamtes Geschäft zu 100 vom Hundert 
in Rückdeckung gibt. 

Zu Artikel 1 Nr. 31 

Der Anhang zur Richtlinie wird in einer besonderen 
Anlage zum Gesetz übernommen. Die darin ge

-

troffene Einteilung der Risiken ist maßgebend für 

den Umfang der Zulassung und die Bemessung des 
Mindestgarantiefonds. Da die Einteilung sich nicht 
mit den in Deutschland üblichen Versicherungs-
zweigen deckt, ist die Bezeichnung Versicherungs-
sparte gewählt worden. Bis diese Sparten sich allge-
mein eingebürgert haben und damit die angestrebte 
Koordinierung im Bereich der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft verwirklicht ist, wird vor allem 
die Zulassung für mehrere Einzelsparten in den in 
Teil B vorgesehenen Zusammenfassungen Bedeu-
tung haben. Soweit im Wortlaut der Anlage zum 
Gesetz kleine Änderungen gegenüber dem Anhang 
der Richtlinie vorgenommen wurden, sind damit 
keine materiellen Änderungen beabsichtigt. Hinzu-
weisen ist besonders auf Nummer 7, die in der 
Anlage zum Gesetz ohne die Klammerdefinition 
erscheint. Damit soll klargestellt werden, daß die 
vor allem Privatpersonen angebotene Reisegepäck-
versicherung nicht unter die Transportversicherung 
fällt. Die Freistellung von der Vorlage- und damit 
auch Genehmigungspflicht bei Änderungen, die für 
die in Teil A Nr. 4 bis 6 und 12 der Anlage zum Ge-
setz genannten Versicherungssparten gilt, muß für 
diese Jedermann-Versicherung im Interesse eines 
wirksamen Verbraucherschutzes ausscheiden. In Teil 
A Nr. 10 der Anlage ist eine Unterteilung hinzu-
gefügt, da unter die hier aufgeführte Sparte sehr 
verschiedenartige Haftpflichtversicherungen fallen 
und z. B. für die zusammengefaßte Zulassung nach 
Teil B Buchstabe a nur die in Teil A Nr. 10 Buch-
stabe a genannte Kraftfahrzeughaftpflicht in Frage 
kommt. 

Da das Versicherungsaufsichtsgesetz im Gegensatz 
zur Richtlinie auch die Lebensversicherung erfaßt, 
wurde der Katalog des Teils A um die Nummer 18 
(Leben) ergänzt. Teil C konnte hier entfallen, da 
diese Regelung bereits in § 6 Abs. 4 enthalten ist. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 

Die Regelung über die - beschränkte - Beaufsichti-
gung der reinen Rückversicherungsunternehmen ist 
nunmehr in § 1 Abs. 2 getroffen. Die Verordnung 
vom 2. Dezember 1931 ist daher aufzuheben. 

Absatz 2 

Der Anwendungsbereich der Richtlinie erstreckt 
sich nicht nur auf private Versicherer, sondern auch 
auf öffentlich-rechtliche Wettbewerbs-Versiche-
rungsunternehmen, die die Schaden-, Unfall- und 
Krankenversicherung betreiben. Das Versicherungs-
aufsichtsgesetz gilt dagegen nach seinem § 1 nur 
für Privatunternehmen; für öffentlich-rechtliche Ver-
sicherer erklärt die Verordnung über die Durch-
führung der Verordnung zur Vereinheitlichung der 
Versicherungsaufsicht vom 22. Juni 1943 einige Be-
stimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes für 
entsprechend anwendbar. Diese enthalten jedoch 
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nicht alle nach der Richtlinie vorgesehenen Rege-
lungen. Für die von der Richtlinie erfaßten öffent-
lich-rechtlichen Versicherungsunternehmen muß da-
her die Verordnung ergänzt werden. Nunmehr 
finden auch die Zulassungs-, Widerrufs- und Solva-
bilitätsvorschriften des Versicherungsaufsichts-
gesetzes entsprechende Anwendung. Neben den 
öffentlich-rechtlichen Errichtungsakt muß daher 
künftig bei neuen Anstalten auch die förmliche Zu-
lassung durch die Fachaufsichtsbehörde treten. 
Ebenso steht der Fachaufsichtsbehörde die Möglich-
keit des Widerrufs ihrer Erlaubnis zu. In beiden 
Fällen ist ein enges Zusammenwirken mit der für 
die Anstaltsaufsicht zuständigen Behörde unum-
gänglich. 

Absatz 3 

Die Anforderungen des Artikels 12 Satz 1 und 2 der 
Richtlinie sind durch das geltende Verwaltungs-
verfahrensrecht für die Versicherungsaufsicht be-
reits erfüllt. Da es jedoch bei der Anwendung des 
§ 75 der Verwaltungsgerichtsordnung unter Um-
ständen zweifelhaft sein könnte, ob die in Satz 3 
vorgesehene Frist von sechs Monaten immer als 
angemessen im Sinne der Verwaltungsgerichtsord-
nung bewertet wird, erscheint eine besondere Be-
stimmung darüber in der Dritten Durchführungsver-
ordnung zum Gesetz über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 
geboten. 

Ferner muß die Verweisung in § 5 Abs. 1 Satz 3 auf 
die Verordnung gegen Bestechung und Geheimnis-
verrat nicht beamteter Personen infolge der Auf-
hebung dieser Verordnung durch Artikel 287 Nr. 3 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469) gestrichen 
werden. 

Absatz 4 

Die Änderung folgt aus der Aufhebung des § 148 
VAG. Die Transportversicherer unterliegen nun

-

mehr der Aufsicht, jedoch bleibt es nach § 5 Abs. 5 
VAG in Verbindung mit Nummer 10 Buchstabe b 
der Anlage Teil A bei der Freistellung von der 
Vorlage- und Genehmigungspflicht für die Allge-
meinen und Besonderen Versicherungsbedingungen 
und die Tarife. 

Absatz 5 

Absatz 5 enthält lediglich redaktionelle Änderun-
gen, die sich aus dem vorliegenden Entwurf für das 
Pflichtversicherungsgesetz ergeben. 

Zu Artikel 3 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz vom 6. Juli 1931 
ist inzwischen vielfach geändert worden, zuletzt 
durch das Gesetz vom 20. Dezember 1974 (Bundes-
gesetzbl. I S. 3693), ohne daß bisher von der darin 
vorgesehenen Bekanntmachungsbefugnis Gebrauch 
gemacht werden konnte. Angesichts der umfang-
reichen Einfügungen durch das Gesetz vom 20. De-
zember 1974 und den vorliegenden Entwurf sowie 
der Streichungen durch das Gesetz über Bauspar-
kassen empfiehlt sich dabei auch eine neue Ab-
schnitt- und Paragraphenfolge. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Nach Artikel 35 der Richtlinie müssen die geänder-
ten Rechtsvorschriften 30 Monate nach Bekannt-
gabe der Richtlinie (31. Juli 1973) angewendet wer-
den. Das Gesetz muß daher am 1. Februar 1976 in 
Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Die Eingangsworte 
sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus Arti-
kel 1 Nr. 7 (§ 14 Abs. 1 VAG), Artikel 1 Nr. 11 
(§ 53 b VAG), Artikel 1 Nr. 20 (§ 87 Abs. 1 und 2 
VAG) sowie Artikel 2 Abs. 2 (§ 1 Abs. 2 der VO 
vom 22. Juni 1943) i. V. m. Artikel 84 Abs. 1 GG, 
da das Verwaltungsverfahren der Aufsichtsbehör-
den, die auch Landesbehörden sind, geregelt wird. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (§ 5) 

In Absatz 4 ist folgende neue Nummer 0 einzufügen: 

„0. die Tarife, soweit sie nicht unter Absatz 3 Nr. 2 
fallen,". 

Begründung 

Nur in der Lebensversicherung und in der nach Art 
der Lebensversicherung betriebenen Kranken- und 
Unfallversicherung gehören die Tarife zum Ge-
schäftsplan (§§ 11 und 12 VAG), dessen Änderung 
der Genehmigung und dessen Einhaltung der Über-
wachung durch die Aufsichtsbehörde bedarf. Die 
Durchführung der EG-Richtlinie verlangt keine Än-
derung dieses Grundsatzes. Durch die Ergänzung 
wird klargestellt, daß die Tarife in der Nichtlebens-
versicherung auch künftig kein Bestandteil des 
Geschäftsplanes sind. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 13) 

In Absatz 1 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Folge aus der Einfügung einer Nummer 0 in § 5 
Abs. 4. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 53 c) 

In Absatz 5 Nr. 5 sind die Worte 
„nur vorübergehender Natur sind" durch die Worte 
„Ausnahmecharakter tragen" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung entspricht dem Wortlaut der EG- 
Richtlinie. Nur durch die Bleichlautende Regelung 
wird eine Schlechterstellung deutscher Versiche-
rungsunternehmen bei den Anforderungen an die 

Kapitalausstattung gegenüber anderen Unternehmen 
verhindert. Nach der Zielsetzung der Richtlinie sol-
len im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
für Schadenversicherungsunternehmen die gleichen 
Anforderungen an die Solvabilität gelten. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 22 (§ 106) 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Unternehmungen haben im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes eine Zweigniederlassung oder 
Agentur zu errichten und dort alle die Zweignie-
derlassung oder Agentur betreffenden Geschäfts-
unterlagen zur Verfügung zu halten. Für die Ge-
schäftstätigkeit der Zweigniederlassung oder Agen-
tur ist gesondert Rechnung zu legen." 

Begründung 

Die Änderung hält sich an den Wortlaut der Ersten 
Richtlinie des Rates vom 24. Juli 1973 (Amtsblatt 
der EG Nr. L 228 vom 16. August 1973). Es besteht 
keine Veranlassung, bei der Umsetzung der Richt-
linie in innerstaatliches Recht von der Wortwahl 
der Richtlinie abzuweichen. 

Die Richtlinie selbst hebt „sogenannte(n) Transport-
versicherungszweige" in ihrer Einleitung als einen 
Versicherungszweig hervor, der „angesichts der 
ständigen Veränderungen im Waren- und Kredit-
verkehr einer elastischeren Regelung" bedarf. Den 
Belangen der Transportversicherung trägt der An-
trag Rechnung. Er ermöglicht es, den insbesondere 
im Seeversicherungsgeschäft an den Seeplätzen 
Hamburg und Bremen tätigen Assekuradeuren wei-
terhin das Versicherungsgeschäft über Agenturen 
zu betreiben. 

Durch die Aufnahme der Agenturen wird ein grund-
legender Eingriff in die Struktur dieses Marktes ver-
mieden. Das Transportversicherungsgeschäft wird 
in den Seehäfen vor allen Dingen von ausländischen 
Gesellschaften betrieben. Für die Transport-Ver-
sicherungsunternehmen aus EG-Ländern wird auf 
jeden Fall die uneingeschränkte Dienstleistungsfrei-
heit nach dem Sitzlandprinzip herrschen. Sind diese 
Transportversicherer entsprechend dem Entwurf ge-
halten, in Zukunft eine Zweignaederlassung in der 
Bundesrepublik zu begründen, besteht die Gefahr, 
daß die Kosten dafür gespart werden; das Geschäft 
wird dann aus dem Sitzland im Wege der Dienst-
leistung betrieben. Das wird die Tätigkeit der Asse-
kuradeure als mittelständische Unternehmen gefähr-
den, weil die ausländischen Versicherer die heute 
bestehenden Vollmachten abziehen werden. 
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Vor allen Dingen wird sich der Wettbewerb in die-
sem Versicherungszweig an den deutschen Versiche-
rungsplätzen nicht mehr nach deutschen Marktgrund-
sätzen abspielen. Vielmehr werden die z. B. in Ham-
burg tätigen 104 ausländischen Transport-Versiche-
rungsgesellschaften (davon ca. 80 aus EG-Mitglied-
staaten und ca. 24 aus Drittländern) nach den im 
Sitzland geltenden Rechtsregeln in den Wettbewerb 
eingreifen und damit die im Inland bestehende 
Marktordnung stören. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1 

Eingangsworte 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es trifft zwar zu, daß auch Landesbehörden „Auf-
sichtsbehörden" im Sinn von Artikel 1 Nr. 7, Arti-
kel 1 Nr. 11, Artikel 1 Nr. 20 sind und Artikel 2 
Abs. 2 (§ 1 Abs. 2 der Verordnung vom 22. Juni 
1943) eine Reihe von Bestimmungen des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes auf solche Versicherungsun-
ternehmen für anwendbar erklärt, die der Landes-
aufsicht unterstehen. Die Zustimmungsbedürftig-
keit des Gesetzesentwurfs nach Artikel 84 Abs. 1 GG 
wird hierdurch jedoch nicht ausgelöst, weil der 
Entwurf weder die Einrichtung noch das Verwal-
tungsverfahren von Landesbehörden regelt. Die an-
gesprochenen Vorschriften enthalten vielmehr nur 
materiellrechtliche Regelungen. 

Zu 2.

 Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (§ 5) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3.

 Artikel 1 Nr. 6 (§ 13) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4.

 Artikel 1 Nr. 13 (§ 53 c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 5.

 Artikel 1 Nr. 22 (§ 106) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es trifft zwar zu, daß ausländische Versicherungs-
unternehmen nach dem Wortlaut der Richtlinie im 
Inland über eine Agentur oder Zweigniederlassung 
tätig werden dürfen. Der Begriff der „Agentur" ist 
im deutschen Sprachgebrauch jedoch mehrdeutig. 
Darunter ist z. B. auch das Büro eines Vermittlers 
zu verstehen. 

Nach der Richtlinie werden im Interesse der Ver-
sicherungsnehmer und zur Durchführung einer wirk-
samen Aufsicht für die behördliche Zulassung ganz 
bestimmte Anforderungen (vgl. z. B. Artikel 10, 11, 
15) gestellt, die eine weitgehende Selbständigkeit 
der „Agentur oder Zweigniederlassung" begrün-
den. Eine „Agentur", die diese Anforderungen er-
füllt, stellt stets eine Niederlassung im Sinn des 
§ 106 des Versicherungsaufsichtsgesetzes dar. Die 
Übernahme des Begriffs der Agentur in diese Be-
stimmung würde zu keinerlei Erleichterungen des 
Geschäftsbetriebs ausländischer Versicherungsunter-
nehmen führen, sondern wäre im Gegenteil irre-
führend. Die Einführung des Begriffs der Agentur, 
die mit den Bedürfnissen des Transportversiche-
rungsmarktes begründet wird, ließe sich im übrigen 
nicht auf diesen Teilbereich beschränken. 

Die Eingriffe in die Struktur des Transportversiche-
rungsmarktes sind eine unvermeidbare Folge der 
Richtlinie, weil die Transportversicherung künftig 
der Aufsicht unterliegt. Die in den Erwägungsgrün-
den der Richtlinie vorgesehene elastischere Rege-
lung bezieht sich lediglich auf die Tarife und Be-
dingungen, die bei der Zulassung nicht vorgelegt zu 
werden brauchen und keiner Genehmigung bedür-
fen. Die übrigen Voraussetzungen für die Aufnahme 
und Ausübung der Transportversicherung unter-
scheiden sich nicht von den Anforderungen an den 
Geschäftsbetrieb anderer Versicherungszweige. Die 
Versicherer müssen daher ihre Unternehmen in der 
Weise umgestalten, daß sie diesen Erfordernissen 
Rechnung tragen. 


